
a. S. Freitag den 24. Januar 1902 13. Jahrg.
Erſcheint käglich

nachmikk. mit Ausnahme
der Sonn T Feiertage.
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monaklich 60 Pfg

vterkeljahrlich 1.80 Mk.
ränumer. frei ins Haus.
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t oomk. etelgeld.

„Die Beue Welt
(Anterhaltungsbeilage),

durch die Poft nicht bezieh-
bar, koftet monatlich 10 Pf.

vierten 30 Pfg
Celephon Pr. 1047.
Telegramm- Adreſſevolneblatt Balleſaale

T e
Sozialdemokratiſches Organ

I S 2Inlertinnsgrhühr
i veträgt für die 5geſpaltene
petitieile oder deren Kanm
290 Pis für Wohnungs
Part en. Gewrrhlchaftsver-

c

J arm un 48 An ergt n 10 Pfg
m renaktionellen Celle

ahet die Zeile 75 Pfennig

h y7Inlerate
j rlür dir källige Bummer

müllen äkeſtenz bis vor
mittags Jalb 10 Uhr in derSeekne t aufgegeben

Jein.

Eingekragen ta die
Poklzeitungs Tifte

unter Er 7808

e I
für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg -Buerfurt. Delißſch-Bitterkeld,

Baumburg- Weißenfels -Zeiß, Wikkenberg Schweinitz, Torgau -Tiebenwerda und die Mansfelder Kreiſe.
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von kopitaliſſen Schlagtfelde.

Da iſt ſoeben der Bericht der L VBerufsgenoſſenſchaften

auf 1900 erſchienen. Darnach ſind in genanntem Jahre nicht
weniger als

454 341 Betriebsunfälle
zur Anmeldung gelangt. Dieſe ungeheure Ziffer enthält jedoch
bei weitem nicht die Geſamtzahl der vorgekommenen Betriebs-
unfälle, ſondern nur die ernſteren, welche vorausſichtlich
eine Zuerkennung von Unfallrente oder wenigſtens eine länger
als dreizehnwöchentliche Krankheit zur Folge haben mußten.

Die Zahl der bei Betrieb sunfällen getöteten Arbeiter
betrug in dem einen Jahre 1900 nicht weniger als 8567.
Weitere 1390 Arbeiter wurden im gleichen Jahre infolge
von Betriebsunfällen dauernd und völlig erwerbs-
unfähig, und 51 709 Arbeiter trugen von Betriebsunfällen
eine dauernde teilweiſe Erwerbsunfähi, gkeit davon. Weitere45 988 Opfer der kgqpitaliſtiſchen Produktion wurden durch

zum Teil auf Jahre hinaus
hinterließen 17216
denen der Getötete

Betriebsunfälle vorübergehend,
erwerbsunfähig gemacht. Die Getöteten
Witwen, Kinder und ſonſtige Angehörige,
der Ernährer geweſen war.

Wie raſend ſchnell die Zahl der Opfer auf dem fapitaliſti-
ſchen Schlachtfelde zunimmt, mag folgende Ueberſicht ſeit Jn-krafttreten der Unfallverſicherung darthun. Es Purden, abge
ſehen von den Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften, infolge von
Betriebsunfällen.

erwerbsunfähig gemachtgetötet völlig teilweiſe vorübergehend

1886 2716 1778 3961 20851887 3270 3166 8462 22041888 3645 2203 11 023 41861889 5185 2882 16 337 6615
1820 5958 2681 22 615 10 166
1891 5346 2561 27 788 13 812
15692 5811 2640 30 5659 15 807
1893 65245 2487 36 236 16 906
1894 (250 1752 38 952 723
1895 6335 1668 40 527 5 93718960 55 1524 44 373 52 396
1897 7287 1452 46 489 35 943
1898 7848 1109 47 764 40 053
1899 7999 1297 51 240 41 275
1900 8.149 1366 51 111 45 521

Zuſammen. 90 333 30 566 477 447 317 619
Das ſind entſetzliche Blutziffern! Das Auge braucht

nur die einzelnen Zahlenreihen zu überfliegen, um zu erkennen,
in wie erbarmungsloſer Weiſe von Jahr zu Jahr das indu-
ſ.rielle Schlachtfeld dem Arbeiter verderbenbringender wird.
Ueber 90000 Tote in kurzen fünfzehn Jahren! 57 30000
vollſtändige Kruppel; über 477000 teilweiſe Krüppel, denendas Augenlicht geraubt oder Arme oder Beine Deggeriſſen

worden ſind und über 317000 zeitweiſe Krüppel!
reichlich

2159009 Sfer a

Zuſammen

Hor 2Z Tr

Und
Toten und
die in dem
dauerndem

rentner von
müſſen

Dabei darf nicht vergeſſen werden, daß

das alle Opfer? Reihen ſich dieſen 915 000
Krüppeln nicht noch weitere Hunderttauſende
gleichen Zeitraume infolge ihrer arbeit

Siechtum verfallen ſind und nunmehr als Reichs
täglich 33 Pf. Jnvaliden Unterſtützung leben

ſind
ant,

Ber ufs

die ſcheinbare Ab-
nahme der dauernd und völlig Erwerbsunfähigen nur künſt
lich dadurch erzielt worden iſt, daß die Verſicherung behörden
im Laufe der Jahre ſich gewöhnt haben, einen Krüppel, wenn
ihm nicht gerade beide Arme und beide Beine fehlen, nicht für
völlig ſondern nurfür teilweiſe erwerbsunfähig zu betrachten
und dementſprechend zu rubrizieren; ſonſt würde die Zahl der
Vollkrüppel faſt ebenſo groß ſein wie die Zahl der Ge-
töteten.

Der ſiebziger Krieg gilt als beſonders blutig. Nun wohl!
In dem ganzen Kriege fielen auf deutſcher Seite 2058 Offiziere
und Militärbeamte ſowie 47 320 Unteroffiziere und Soldaten
Sie blieben tot auf dem Schlachtfelde oder ſtarben nachträglich
an Wunden oder Krankheiten. Auch das ſind zweifellos furcht-
bare Ziffern. Wie weit aber bleiben ſie zurück hinter den
Blutzahlen auf dem „nationalen“ Schlachtfelde, auf dem
deutſche Arbeiter vom deutſchen Kapital hingemordet werden,
Jahr auf Jahr ohne Unterlaß und mit immer ſteigender Er-
barmungsloſigkeit.

Wozu gehört wohl größerer Mut: Jm Schlachtenrauſche einefeindliche Fahne, eine Kanone zu erobern, oder täglich in den

dunklen Schacht zu ſteigen, in dem der Tod in tauſend Ge-
ſtalten lauert, oder in den giftſchwangeren Zinkhütten, in
Phosphorfabriken, in Pulvermühlen, in Stahlwerken, an Hoch-
öfen zu arbeiten

Es iſt ein unverzeihliches Verbrechen an ſich ſelbſt und ihren
Familien, welches ſolche Arbeiter begehen, die ſich durch
patriotiſche Phraſen einfangen laſſen, in Kriegervereinen für
„kriegeriſche Tugenden“ ſich geiſtig zu benebeln, während das
wahre Schlachtfeld des Arbeiters, ſeine induſtrielle Thätigkeit,
von ihnen unbeachtet bleibt. Würden die Abertauſende von
Reden, die gegen einen nur geträumten „Erbfeind“ im Oſten
oder Weſten Deutſchlands von Kriegervereinlern gehalten worden
ſind, gegen den einzigen wirklichen Erbfeind des arbeitenden
Volkes, gegen die kapitaliſtiſche Ausbeutung, gehalten worden
ſein, es ſtünde viel, viel beſſer um die Arbeiterklaſſe. Freilich,
es gehört mehr Mut dazu, mit dem kapitaliſtiſchen Unternehmer-
tum den wirtſchaftlichen Kampf auszufechten, als ſich an abzu-
ſchneidenden oder abgeſchnittenen Chineſenzöpfen oder Franzoſen-
köpfen zu berauſchen.

Der Deſerteur gilt im Kriege als verächtlicher Feigling.
Wohlan! Sofern ein Kriegervereinler im wirtſchaftlichen
Kampfe nicht Schulter an Schulter zu ſeinen Leidensgefährten
ſteht, ſo lange er ſich nicht der Armee der gewerkſchaftlich und
politiſch organiſierten Streiter einreiht, ſo lange er ſich vor dem
einzigen wirklichen Feinde, dem Kapitalismus, duckt und
drückt, muß er ſich gefallen laſſen, von ſeinen Klaſſengenoſſen
als ein Feigling auf dem gefährlichſten Schlachtfelde, auf dem
Schlachtfelde des proletariſchen Kampfes, betrachtet zu werden,
mag er den W J ich noch ſo weit t ufreiß en über die Helden
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Vaterland vollbringen
Chineſen oder Neger

iſchen Kriegerfäuſte bekommen würde.

thaten, die er mit Gott für König und
würde, wenn er einmal einen Franzoſen,
zwiſchen ſeine patriot

Tagesgreſuhidzte.
Halle 22.

Deutſcher Reichstag.
Reichstag ſetzte geſtern die zweite Leſung des Etats

ſehr lebhaft ein. Der Etat des Reichstags, mit dem begonnen
wurde, ließ ſich zwar raſch r dagegen ſchlug die Dis-
kuſſion beim Etat des Reichsk anzlers erregte Wellen. Graf
Bülow mußte nicht weniger als fünfmal das Wort nehmen,bevor ihm ſein Gehalt bewilligt wurde. Den Anſtoß zu der

Debatte gab der jüngſt erſt in das Haus eingetretene Dr. Barth.
In recht geſchickter Weiſe veranlaßte der Führer der Freiſinnigen
Vereinigui ig bei der Gelegenheit den Reichskanzler zu Erklä-

rungen über die Stellung des Bundesrats zu den Jnitiativ-Anträgen des Reichstags. Graf Bülow verſchanzte ſich in
ſeinen Antworten ganz hinter formalen Einwänden. Auf eineAbänderung Wahlreglements einzugehen, lehnte er in ſeiner

erſten Rede t ab, ſpäter drohte er verſteckt mit der Möglich-
keit einer Herſchlechterung des Wahlrechts, wenn über-
haupt die Frage des Wahlrechts im Bundesrate angeſchnitten
würde. Auch in der Behandlung der Jnitiativanträge ſolle
alles beim alten bleiben. Nach der Darſtellung des Reichs-
kanzlers iſt der Bundesrat ein geradezu mittelalterliches Regie-
rungs-Jnſtrument. Der Freikonſervative Tiedemann, der
früher die rechte Hand Bismarcks war, beſaß die Stirn, den
Wunſch nach Beſeitigung der geheimen Abſtimmung im Reichs

tag offen auszuſprechen. Die Linke gab ihrer Entrüſtung da
rüber kräftigen Ausdruck. Von allen Rednern wurde dem
Reichskanzler verſichert, daß ſie mit ſeinen Antworten alles
weniger denn zufrieden ſeien. Genoſſe Singer wies mitgroßer Lebendigkeit auf die Wahlbeeinflufſungen hin,
die ſich in der Hauptſache gegen die Sozialdemokraten richteten.
Sehr ſkeptiſch betrachtete er das Verſprechen des Reichskanzlers,daß Remedur eintreten ſolle, wenn Wahlmißbräuche erwieſen
ſeien. Bisher hat dieſe Remedur immer darin beſtanden, daß
Landräte in höhere Stellen verſetzt wurden.

Nach dem Etat des Reichskanzlers kam der Etat des
Reichsamts des Jnnern dran. Herr Hitze hielt ſeinebekannte ſozialpolitiſche Rede. Er verlangte Beſchränkungen
für geſundheitsſchädliche Fabriksbetriebe, einen Kinder- und
Bauhandwerkerſchutz. Der freiſinnige Abg. Müller-Meiningen
beſprach die den Frauen ſo ungünſtige Geſetzgebung, namentlich
auf dem Gebiet des Vereins- und Verſammlungsweſens. Er
ſtreifte dabei das Verbot des Sozialwiſſenſchaftlichen Studenten-
vereins. Graf Poſadowsky antwortete in längerer Rede
auf alle an ihn geſtellten Fragen. Man wird von dem 12000
Mark-Miniſter in unſerem Lager keine allzu großen ſozialpoli-
tiſchen Fortſchritte für die nächſte Zeit erwartet haben, daß er
aber jedem Schein einer Reform ſo ängſtlich aus dem Wegegehen würde, übertraf doch alle Erwartungen. Für die Regie-
rung häufen ſich Schwierigkeiten auf Schwierigkeiten, wenn es

gilt, irgend eine Arbeiterfreundliche Maßregel in die Wirklichkeit
zu überſetzen. Die Kinderſchutzfrage iſt ſehr ſchwierig, das

Januar.

Jin

Nachdruck verboten.

Altrurien.
42

Der Reiſende ans
D. Howells.

Ueberſetzt von Wilhelm Swientv.

Roman von W.

Bei uns in Altrurien iſt keiner mehr Gaſt als Wirt; alle ſindWirte Gäſte zugleich. Die Menſchen geſellen ſich am lieb
ſien denen zu, die ihren Geſchmack teilen, ſei es nun auf dem
Hediete der Litteratur, der Muſik, der Technik oder einer ſon
ſie w. ßfenſchaft aber dieſe Eigenſchaft hat ſich gerade mehr

s eine Brücke, denn als Barriere erwieſen wir haben näm-u keruusgefunden, daß wir in Bezug auf Geſchmack viel mehr
geren haben, als wir vordem anzunehmen geneigt waren.

Aber im Grunde genommen, iſt unſer Leben ernſt, und nie-
mand unter uns iſt ganz glücklich, ehe er ſich nicht in irgend
einer Weiſe um das Wohl der Gemeinſchaft verdient gemacht
hat. Unſer iſt nicht, Rechte zu haben, ſondern Pflichten!

Die größte Auszeichnung iſt nach unſeren Begriffen, wenn
jeinand ein neues Mittel findet, der Geſellſchaft die Arbeit zu
erleichtern: er wird aber auch dann nicht Anerkennung ver-
langen. Jn der Verrichtung des Guten liegt die Freude und
Belohnung; der laute Beifall ſchmeichelt zwar, aber er verletzt
auch, und unſere Wohlthäter, wie wir ſie nennen, haben gelernt,
ihm aus dem Wege zu gehen.

Wir ſind weit davon entfernt, m denken, unſere Ziviliſation
ſei vollkommen aber wir ſind ſicher, daß unſer bürgerliches
Jdeal vollkommen iſt. Was wir bis jetzt erreicht haben, iſt,
daß wir einem ganzen Kontinent ewigen Frieden gegeben häben:
daß wir eine Geſellſchaft begründeten, in der die Möglichkeit
eines Mangels an des Lebens Notdurft ausgeſchloſſen iſt: daß
wir den politiſchen und geſellſchaftlichen Ehrgeiz getötet haben
daß wir das Geld zur Abſchaffung brachten und den Zufall
ausſchieden: daß wir die Brüderlichkeit unſerer Raſſe verwirk-
lichten. ja ſelbſt dem Tode ſeinen Stachel nahmen.“

Nach dieſem Satze hielt der Altrurier plötzlich inne und ſetzteſich. Er hatte eine geraume Weile geſprochen und mit einer
Kraft und Wärme, von der mein Bericht nur einen kleinen Be
griff giebt obwohl aber von den gebildeten Zuhörern ein gut
Teil vollſtändio abgeſpannt war und einige Damen bereits ihre

Plätze verlaſſen und ſich nach dem Hotel zurückbegeben hatten,

hatte ſich von den Bauern und Arbeitern nicht ein einziger vom
Platze gerührt; jetzt verhielten ſie ſich einen Ar igenblick be
r los, ehe auf allen Seiten ein Schieben und Drängenentſtand und bewegte Stimmen den Altrurier baten, fortzu-

fahren.
Ich ſah, wie Reuben Camyv einem der langen Vurſchen, die

in der Nähe des Altruriers ſtanden, auf die Schultern kletterte
und mit ausgebreiteten Armen die Menge zur Ruhe aufſorderte.
„Er wird nicht mehr weiter reden er Iſt müde“, rief er. „Wennaber einer denkt, er habe für ſeinen Dollar nicht genug gehört,
der mag ſich an die Kaſſe begeben, wo er ſein Geld zurück-
erhalten wird.“

Die Menge lachte und einige riefen „Bravo, Reub!“
Camp fuhr fort: „Unſer Freund hat aber das lebhafte Ver-

langen, jedem, ſei es Mann, Frau oder Kind, der mit ihm
ſprechen will, die Hand zu drücken und Jhr braucht ſie nicht

Es iſt ein Mann! Und ich möchte
die nächſte Woche mit uns im Hauſe

Dienſten

erſt im Graſe abzuwiſchen!
noch hinzufügen, daß er
meiner Mutter verbringen wird und da gern jedem zu D
ſteht.“

Der Beifall wollte kein Ende nehmen, 2 Menge iubelte und
klatſchte, bis von den Bergen das Echo zurückſcholl, ſchließlichbrachte einer der Eiſenbahner ein dretfaches Hoch an f den Al-

trurier aus, in das alle freudig einſtimmten. Die Sommer-gäſte brachen auf und bewegten ſich über die langgedehnte Wieſe
wie geſpenſtige Schatten dem Hotel zu. Die unteren Klaſſen
aber drängten vorwärts, um nach Camps Einladung dem Al-
trurier die Hand zu drücken.

„Haben Sie je ein alberneres
Makely, als unſere kleine Grnppe einen
daſtand.

„Aus allen den
fangen über Morus,

Geſchwätz gehört frug Mrs.
Augenblick unſchlüſſig

imaginären Gemeinweſen, von Plato ange-
Bacon und Campanellg bis zu Bellamy

und Morris hat er die ſcheckigſte Puppe zuſammengenäht, die
je aus alten Lumpen gefertigt worden iſt“, ſagte der Profeſſor.

Zum Ueberfluß hat er ſie noch mit Stroh geſtopft
Der Fabrikant ſchwieg. Der Bankier ſagte: „Jch weiß nicht,

was ich davon halten ſoll. Ihre Einwürfe hat er jedenfalls
prächtig abgethan. Das offene Eingeſtändnis, daß Altrurien
nur die Realiſierung aller dieſer hübſchen Seifenblaſen-Welten
ſei, machte einen ganz guten Eindruck.“

Sogar Mrs. Makely ſtimmte ihm zit. Unterdeſſen hatten ſich
noch der Geiſtliche und der Rechtsanwalt zu uns geſellt. „Warum
hat denn niemand von Jhnen das Wort genommen, um dem
Finppeer den Dank für ſeine Mühe auszuſprechen frug Mrs.

akely
„Sie ſelbſt hätten am meiſten Veranlaſſung z gehabt“,

erwiderte der Bankier. „Sie haben ſicher eine Menge Geld
eingenommen. Es war in der That ein Fehler, ihm nicht unſere
Anerkennung auszuſprechen. Geld dürfen wir ihm doch nicht
anbieten. Es hätte gar keinen Zweck. Sobald er ſich auf den
Heimweg macht, muß er es ja doch hier laſſen.“

„Das iſt gerade ſo, wenn wir uns für die große Reiſe nach
dein Himmel fertig machen“, warf ich ein. Es ging aber nie-
mand auf den Scherz ein, und ich fühlte bald, daß eine ſolche
Bemerkung in Gegenwart des Geiſtlichen etwas taktlos war.

„Glauben Sie nicht“, ſagte Mrs. Makely, die, ſobald ſie ſich
in irgend etwas verbiſſen hatte, gegen anderes von einer geradezu

ledernen Gefühlloſigkeit war, daß wir uns wenigſtens perſön-
lich bei ihm bedanken müſſen

„Ja, ich denke, das kann nichts ſchaden“, meinte der Bankier,
und wir begaben uns alle nach dem Platze, wo der Altrurxier
ſtand, dicht umlagert von der Menge Bauern und Arbeitern,
mit denen er herzliche Händedrücke austauſchte, ſich auch mit
dem einen oder anderen in ein kurzes Geſpräch einließ:

Wir hörten gerade, wie einer der Eiſenbahner ihn ganz naiv
frug: „Giebt's keine direkte Bahnverbindung mit Altrurien?“

„Nein“, erwiderte Homos lächelnd, „man muß übers Meer
und der Weg iſt weit.“

„Wollen Sie mich nicht mitnehmen Jch würde gern meinen
Teil arbeiten.

Ah“, erwiderte der Altrurier. mit dem milden Lächeln, das
ihm immer mein Herz gewonnen hatte, un mü ßt nicht Al
trurien aufſuchen, Jhr müßt es zu Euch kommen laſſen!“Das iſt das richtige Wort!“ rief Reuben Camp dazwiſchen.
„Altrurien müßte hier ebenſo zu Recht beſtehen wie dort!“

Jetzt mengte ſich der alte Farmer, der den Altrurier mehr-
mals unterbrochen hatte, mit ſeiner gackernden Stimme da-
zwiſchen. „Wie Sie erzählen, daß man in Altrurien das Geld
nicht mehr kenne, mußte ich daran denken, daß manche von
uns in dieſer Beziehung auch Altrurier a vielleicht durch
irgend eine Zauberei. Jch zum Beiſpiel bekomme kaum mehrals fünfzig Dollar das ganze Jahr zwiſchen die Finger.“
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Verbot der phorbenützung in der Zündholzfabrikation ſehr
bedenklich, und ſo geht es weiter. Freundlicher, als dem
Arbeiterſchutz, ſteht der Graf dem Frauenſtudium gegenüber.
Zum Schluß trat Herr v. Kardorff als Spaßvogel auf.
Er begeiſterte ſich geſtern plötzlich für das Wahlrecht der Frauen
und ſprach die Meinung aus, daß dann die Oppoſition im
Reichstag ſchwächer als jetzt vertreten ſein würde. Nach
dieſer Harlekinade wurde die Weiterberatung auf Donnerstag
vertagt.

Die Budgetkommiſſion trat geſtern in die Beratung
des Marine-Etats. Alle Forderungen für Schiffsbauten,
nicht nur die geforderten zweiten und dritten Raten, ſondern
auch die neugeforderten erſten Raten wurden bewilligt, da-
gegen wurden Abſtriche bei den Munitionsforderungen gemacht.

Der größte Teil der Beratungen trug wiederum einen ver-
traulichen Charakter infolge von Mitteilungen, welche die
Vertreter der Marinebehörden machten.

Die Wahlprüfungskommiſſion hat beſchloſſen, die
Wahl des Abg. Prietze (natl.) zu beanſtanden und weitere
Erhebungen zu veranlaſſen.

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde am Mittwoch das neue

Provinzial-Dotationsgeſetz in erſter Leſung beraten
und einer beſonderen Kommiſſion von 21 Mitgliedern über-
wieſen. Die Grundzüge des Entwurfs, der die den Provinzial
verbänden jährlich vom Staate überwieſenen Renten um jähr
lich 10 Millionen Mark erhöhen will, wurden von den Rednern
aller Fraktionen ſympathiſch begrüßt. Jn ſeiner einleitenden
Rede bezeichnete der Miniſter des Jnnern Frhr. v. Hammer-
ſtein dieſe neue Zuwendung als eine freie Gabe des Staates
an die Provinzen, denen damit keinerlei neue Pflichten aufge-
zwungen werden ſollten. Herr von Rheinbaben ſang der
Dezentraliſation der Verwaltung ein Loblied und machte den
um die Selbſtverwaltung verdienten Männern allerlei Kompli-
mente, die er vielleicht als Miniſter des Jnnern ſich gehütet
hätte, auszuſprechen. Jedenfalls ſtand ſeine damalige Verwal-
tungspraxis wenig im Einklang mit dieſen ſchönen Worten.
Für die Konſervativen erklärte ſich Frhr. v. Richthofen mit
dem Geſetz einverſtanden, das allerdings den agrariſchen Kom-
munen des Oſtens durch einen ſehr komplizierten Verteilungs-
modus den Löwenanteil an den Dotationen ſichert. Der kon-
ſervative Redner benutzte die Gelegenheit, um für die Re-
form der Armengeſetzgebung einige agrariſche Sonder-
wünſche anzubringen. Für das Zentrum ſprachen die Abgg.
Graw-Allenſtein und Dr. Ortrov, für die Freikonſer-
vativen Herr v. Zedlitz. Unter den beiden Nationalliberalen
v. Eynern und Dr. Krauſe- Königsberg entſpann ſich eine
kleine weſt-öſtliche Polemik: in der Kanalfrage aber fanden ſich
die feindlichen Brüder wieder zuſammen. Abg. Ehlers von
der Freiſinnigen Vereinigung ſprach den Wunſch aus, die Kom-
miſſion möge zu einer en bloc- Annahme des Geſetzes gelangen.
Für die Freiſinnige Volkspartei ſprach Abg. Funck. er be-
kämpfte die Beſtimmung, wonach die von den Provinzialland-
tagen und Provinzialausſchüſſen feſtzuſetzenden Verwendungs-
reglements der Zuſtimmung des Oberpräſidenten unterliegen
ſollen. Der nationalliberale Abg. Krawinkel hielt es für
angebracht, der Stadt Berlin die geringe Dotation von 84000
Mark, die ſie nach dem Entwurf erhalten ſollte, ſtreitig zu
machen. Am Donnerstag beginnt die zweite Etats-
beratung mit dem Domänen- und Forſtetat.

Kein Anlaß zur Abänderung
Bei der Beratung des Falles Kulenkampff im preußiſchen

Abgeordnetenhauſe hat der Juſtizminiſter von Schönſtedt be-
ſtritten, daß ein Anlaß zur Abänderung der Beſtimmungen betr.
Unterſuchungshaft vorliege. Jeder, der auch nur einen kleinen
Einblick in die Verhältniſſe gewinnt, weiß, daß das Gegenteil
der Fall iſt.

Aus Halberſtadt wird der Magd. Volksſt. über eine Gerichts
verhandlung vom 18. Januar folgendes berichtet:

„Aus dem Unterſuchungsgefängnis in Aſchersleben vor-
geführt wird der erſt achtzehn Jahre alte Handelsmann Joſeph
Preiſer aus Polutſchenow. Preiſer iſt angeklagt, weil er am
3. November mit einem falſchen Hauſierſchein betroffen worden
iſt. Der Angeklagte, der ſich ſeit dem 3. November in Haft
befindet, hat bei ſeiner Einlieferung in das Gefängnis zum
Zwecke der unrichtigen Eintragung in das Gefängnisregiſter
einen falſchen Namen angegeben. Der Staatsanwalt beantragt,
mit Rückſicht darauf, daß der Angeklagte zur Zeit noch nicht
18 Jahre alt war, die Sache milde zu betrachten und den
Mann zu 3 Tagen Gefängnis zu verurteilen. Das Ge-
richt verurteilte den Angeklagten mit Rückſicht darauf, daß er
nicht die Abſicht, zu täuſchen ſowie auch ſeiner Jugend
wegen noch nicht die nötige Erkenntnis von der Strafbarkeit
ſeiner Handlung gehabt habe, zu 1 Tag Haft, welche Strafe
durch die erlittene Unterſuchungshaft als verbüßzt erklärt
wird.

Alſo wegen eines Vergehens, das mit der winzigen Strafe
von einem Tage Haft geahndet wird, mußte der bedauerns-
werte junge Mann 22 Monate in Unterſuchungshaft zu-
bringen! Der Jüngling war noch unbeſcholten, als er ver-
haftet wurde; der wochenlange Aufenthalt im Gefängnis hat
aber gewiß nicht fördernd auf ſeinen Charakter eingewirkt.

es ſich um einen wohlſituier ſ ſinnlichen Gelüſte ſah dieJm Fall uenlanpf handelte
ten Herrn mit einflußreichen Verbindungen, in unſerem Fall
nur um einen armen Arbeiter. Bei Kulenkampff iſt ſogar das
Parlament in Bewegung geſetzt worden, obwohl K. nur einige
Stunden zu Unrecht verhaftet war. Ob der Fall Preiſer wohl
im Abgeordnetenhauſe zur Sprache gebracht werden wird
Der Abgeordnete v. Knapp, der den Fall Kulenkampff im preu
ßiſchen Abgeordnetenhauſe zur Sprache gebracht hat, erklärte
bei dieſer Gelegenheit: „Jch verwahre mich gegen den Vor
wurf, daß wir uns des geringſten Arbeiters nicht ebenſo
angenommen haben würden wie dieſes beſſergeſtellten Bürgers.“
Herr v. Knapp hat jetzt Gelegenheit, dieſem Worte die That
folgen zu laſſen.

Zum Fall Bredenbeck.
Der preußiſche Miniſter des Jnnern hat am Montag im

Abgeordnetenhauſe ſich zum Falle Bredenbeck folgendermaßen
geäußert:

„Es handelt ſich auch hier nicht um einen Unterſuchungs-
gefangenen, ſondern um einen Strafgefangenen, auch nicht um
einen höher gebildeten Redakteur, ſondern um einen Berg-
mann, der von einer ſozialdemokratiſchen Zeitung als Sitz-
redakteur angenommen war und der deshalb das große
Intereſſe in dem Maße wie es ihm auch von ſeiten des
Vereins Berliner Preſſe ſowie des Vereins Deutſcher Schrift-
ſteller entgegengetragen iſt, nach meiner Auffaſſung gar nicht
verdient.“

Die Rhein. Weſtf. Arb.-Ztg. erwidert dem Herrn v. Hammer-
ſtein das Folgende:

Was Sie da geſagt haben, iſt eine objektive Unwahr-
heit.

Erſtens iſt Bredenbeck, wie aus ſeiner ausſührlichen Dar-
ſtellung in der geſtrigen Nummer unſeres Blattes hervorgeht,
nicht nur als Strafgefangener, ſondern auch ſchon vorher als
Unterſuchungsgefangener gefeſſelt worden.

Zweitens iſt Bredenbeck nie Sitzredakteur geweſen, ſondern in
eben dem Grade wirklicher Redakteur, wie Sie wirklicher
Miniſter ſind.

Wenn Jhrer Darſtellung des Falles Berichte Jhrer Behörden
zu Grunde liegen, ſo ſind Sie, Herr Miniſter, von dieſen Be
hörden aufs gröblichſte irregeführt worden.

Jhre Beamten aber hätten den wahren Sachverhalt kennen
können und nach den wiederholten Darlegungen in unſerem
Blatte auch kennen müſſen.

Aber, geſetzt auch den Fall, Bredenbeck wäre „nur“ einfacher
Bergmann hätte er dann etwa weniger Anſpruch auf
anſtändige Behandlung als irgend ein anderer? Wie, Herr
Miniſter, vertragen ſich Jhre Aeußerungen mit dem angeblich
in Preußen herrſchenden Grundſatze der allgemeinen
Rechtsgleichheit?

Die Rh. Weſtf. Arb.-Ztg. nimmt mit Recht an, daß der
Fall Bredenbeck mit der Beſprechung im Abgeordnetenhauſe
nicht erledigt iſt. Er wird noch ein Nachſpiel im Reichs-
tage haben. Das muß er um ſo mehr, als Leute, die wegen
gewöhnlicher Delikte verurteilt worden ſind, ſehr häufig eine
Ausnahmebehandlung erfahren. Eben geht folgende Notiz durch
die Berliner Zeitungen:

„Paul Blumenreich, der ehemalige Direktor des Theaters
des Weſtens, iſt aus dem Strafgefängnis zu Plötzenſee ent-
laſſen worden. Er hat ſeine Strafzeit in einer Jſolierzelle
verbracht; es war ihm geſtattet, ſich Bücher und Zeit-
ſchriften nach ſeiner Wahl kommen zu laſſen und
ſich ausſchließlich mit litterariſchen Arbeiten zu
beſchäftigen.“

Dieſer Paul Blumenreich hat wegen Betrugs eine längere
Gefängnisſtrafe zu verbüßen gehabt!

Die Ehre der Edelſten und Beſten!
Bei der Beerdigung des im Duell zu Springe erſchoſſenen

Landrats v. Bennigſen hat der Paſtor Langholtz eine Rede ge-
halten, der er den Bibeltext aus dem 1. Korintherbriefe zu
Grunde legte: „Nun aber bleibet Glaube, Hoffnung und Liebe,
dieſe drei; aber die Liebe iſt die größte von ihnen.“ Jn ſeiner
Rede betonte der ſo von Liebe erfüllte Diener Gottes, daß der
Verſtorbene zur Waffe greifen mußte, um ſeine Ehre und
die ſeiner Familie zu retten.

Wie ſich eine ſolche Erklärung mit den Grundſätzen der
Religion verträgt, darüber mögen mit dem Paſtor ſeine Be-
rufsgenoſſen rechten; wie mit den Beſtimmungen des Ge-
ſetzes, das zu verfolgen iſt Sache des Staatsanwalts. Wir
kommen auf die Angelegenheit nur noch einmal zurück, weil
gerade dieſe Schießerei die Blödſinnigkeit des ganzen Duell-
weſens ſo grell wie kaum eine andere zuvor beleuchtet hat.

Der Landrat mußte ſich ſchießen! Wie der Verführer ſeiner
Frau woraliſch beſchaffen war, danach hatte er nichts zufragen.
Es war ganz gleichgiltig, ob er es mit einem Manne zu thun
hatte, der aus ernſter Leidenſchaft das Verhältnis mit ſeiner
Frau eingegangen war, oder mit einem moraliſchen Lumpen,
der in der Ehefrau nur ein Objekt zur Befriedigung ſeiner

Alle lachten über dieſen gelungenen Witz. Als ſie dann unſerer,
von Mrs. Makely geführten Gruppe anſichtig wurden, machten
ſie ſofort höflich Platz. Mrs. Makely rauſchte auf den Altrurier
zu und ergriff ſeine Rechte mit ihren beiden Händen um das
thun zu können, hatte ſie einfach ihren Fächer, Sonnenſchirm.
die Handſchuhe, das Taſchentuch und das Riechfläſchchen ins
Gras geworfen. „O, Mr. Homos“, rief ſie in ihrer über
ſprudelnden Art. „ſie haben 's wirklich ſchön gemacht. Jedes
Wort ging zu Herzen. Jch ſaß vom Anfang bis zum Ende in
einer wahren Verzückung, und ich fühlte, daß alles ebenſo wahr
war, wie ſchön. Alle Leute um mich herum haben Jhnen atem-
los zugehört. Jch weiß »icht wie ich Jhnen danken ſoll.“
„ZJa, in der That'“, keeilte ſich der Profeſſor zu ſagen, ehe der
Alteuriler noch antworten konnte, wober er ihn ſpöttiſch durch
ſeine Augengläſer fixierte, „es war wirklich wie ein Roman.“

„Jch weiß nicht, ob ich in meinem Urteil ſo weit gehen
würde“, bemerkte der Bankier, „aber das muß ich ſagen, es
klang zu ſchön, um wahr ſein zu können

Ach ja“, erwiderte der Altrurier, einfach wie immer, nur in
etwas traurigem Tonfalle, „jetzt, wo ich unter ſo ganz anderen
Verhältniſſen lebe, ſo weit von der Heimat entfernt, muß ich
ſelbſt mich manchmal beſinnen, ob mein ganzes bisheriges Leben
nicht nur ein Traum und Altrurien eine ſchöne Viſion ge
weſen iſt.“
„„Dann werden Sie ſich leicht unſere Gefühle ausmalen

können“, bemerkte der Rechtsanwalt. „Jedenfalls aber war
Jhre Rede ſehr intereſſant.“

Unterdeſſen war der Geiſtliche herangetreten und hatte den
Altrurier bald in eine Unterhaltung über die religiöſen Zuſtände
Altruriens verwickelt. Mrs. Makely machte dem ein Ende.
„Nein, ich darf's nicht zulaſſen, daß Sie in einen theologiſchen
Disvput hineingeraten. Hier ſteht noch Mr. Twelvemough, der
ſeinem verehrten Gaſte auch gern die Hand drücken möchte.“

„Mr. Homos weiß, was ich bei ſeiner Rede empfinden mußte“,
begann ich vorſichtig, indem ich ihm tüchtig die Hand ſchüttelte.
S thut mir nur leid, daß mein Gaſt mich ſo bald verlaſſen
will.“

„Da habe ich was Schönes angerichtet, Mr. Twelvemough'“,
ſagte Reuben Camp. „Wir ſprachen gelegentlich davon, daßHer Homos zu uns ziehen ſolle, wollten aber erſt Jhre Meinung
einholen. Nun bin ich in der Erregung des Augenblicks damit
herausgeplagtt.“

„Jch muß mich natürlich fügen“, ſagte ich, beiden nochmals
die Hand ſchüttelnd. „Es wird für Mr. Homos ſicher von
großem Vorteil ſein, gewiſſe Phaſen des amerikaniſchen Lebens
näher kennen zu lernen, und dazu kann ich mir gar keine beſſere
Führung denken, als die Jhrige, Mr. Camp.“

„Jch will ihn ſofort nach der Heuernte in dem Hügellande
herumführen und nachher zeige ich ihm eine unſerer großen
Fabrikſtädte.“

Jch glaube, ſo wurde es auch gemacht und ſchließlich begab
ſich der Altrurier nach New-York, wo er den Winter zubringen
wollte. Wir ſchieden als Freunde, ich bot ihm ſogar noch einige
Empfehlungen an. Jch muß aber bekennen, daß ſein Scheiden
mir gar nicht unangenehm war. Seine Geſellſchaft war mir
ſchließlich doch läſtig geworden. Dieſer abſonderliche Geſchmack,
mit Dienſtboten und Bauern intim zu verkehren, war unheil-
bar an ihm, und ich war froh, daß ich nicht mehr die Verant-
wortung für alle die ſeltſamen Streiche zu tragen brauchte, die
er in Zukunft noch begehen mochte. Allem Anſcheine nach wurde
er unter den Klaſſen, die er ſo liebte, ſehr populär eine Menge
Bauern, Arbeiter, Kellnerinnen und Dienſtboten fanden ſich bei
ſeiner Abreiſe auf dem Bahnhofe ein und er ließ eine große
Zahl aufrichtiger Vewunderer in unſerem Hauſe und der Nach-
barſchaft zurück, die feſt davon überzeugt waren, daß ein ſolches
Gemeinweſen wie Altrurien in der That beſtände, und daß er
ein Altrurier geweſen ſei.

Was die mehr gebildeten Leute, die ihm begegnet waren, an
langt, ſo verblieben ſie auch weiter im Zweifel über beide
Punkte.

Ende.

Heiteres.
Zuverſichtlich. Chef: „Können Sie Jhre Bewerbung um die

Kaſſiererſtelle durch gute Zeugniſſe unterſtützen Bewerber:
„O ja, der Zuchthausdirektor hat mir die beſten ausgeſtellt

Gut gemeint. Einem weiſen Manne begegnete ein unge-
zogener Menſch, welcher ſich ihm in den Weg ſtellte und ſagte:
„Jch pflege nicht jedem Narren aus dem Wege zu gehen.“
„Jch doch,“ antwortete der Weiſe und trat ſeitwärts.

Hauptſache und das einzig Ent
ſcheidende blieb, war der Domänenpächter Fa hagen
„ſatisfaktionsfähig?“ Und das war er wohl. Jm
übrigen iſt es mit ſeinen Charaktereigenſchaften ſo beſtellt, daß
ein ehrlicher Menſch alle Veranlaſſung hat, mit ihm nicht in
Berührung zu kommen.

Das Kl. Journal, das Blatt der Berliner Kokottenkreiſe, iſt
in der Lage, ausführlich über die Vorgänge vor und bei der
Wegen des Duellmörders berichten zu können. Es

chreibt

Schon am Donnerstag abend, als ſein Opfer bereits
in den letzten Zügen lag, iſt der nunmehr Verhaftete in Berlin
eingetroffen. Er nahm in dem faſhionablen Zentral-Hotel eine
elegante Wohnung und ſchrieb ſich als „Rittergutsbeſitzer
en in das Fremdenbuch ein. Er iſt, wie das Kleine
Journal zu melden weiß, ein lang aufgeſchoſſener, magerer und
abgelebter Menſch mit einem unbedeutenden Geſicht, dem ſowohl
feineres Benehmen wie höhere Bildung total abgehen. Roh
wie ſeine Manieren iſt auch ſeine Lebensauffaſſung. Schon in
der erſten Nacht ſeines Hierſeins feierte er wüſte Orgien in
anrüchigen Lokalen und auch am Freitag ließ er ſich durch
die Kunde von dem Ableben ſeines Gegners in ſeinen brutalen
Vergnügungen nicht ſtören. Die Polizei in Leipzig, an
welchem Orte ſich Frau v. Bennigſen zur Zeit aufhalt,
hatte die hieſige Kriminalpolizei verſtändigt, daß zwiſchen den
beiden Schuldigen ein Briefwechſel ſtattfinde und daß Falken-
hagen in Berlin weile. Am Sonnabend abend ſuchte Falken-
hagen ſeiner Gewohnheit gemäß die Amorſäle und ſpäter
die Maiſon d'or unter den Linden auf. Der Champagner floß
in Strömen und vor Dirnen, mit denen er kneipte, prahlte der
gefühlloſe Menſch mit ſeiner angeblichen Helden-
that. Mit vollen Händen warf er der Muſik die Goldſtücke hin,
um die luſtigſten Weiſen zu hören im Frack und weißer Binde
markierte er den ſchneidigen Kavalier. Als er Sonntag früh
ins Zentralhotel in ziemlich angeheitertem Zuſtande zurückkehrte,
einpfingen ihn Kriminalbeamte, welche bereits mehrere Stunden
auf ihn gewartet hatten, und brachten ihn zur Revierwache.
Die Rigoroſität, mit welcher die Polizei in dieſem Falle des
Duells vorging, iſt vielleicht auf ein Gerücht zurückzuführen,
das freilich noch der Beſtätigung bedarf, und welches wiſſen
will, daß Falkenhagen bei dem Duell unkommentmäßig ge-
handelt und vor dem Kommando geſchoſſen haben ſoll. Bekannt-
lich fiel Herr v. Bennigſen beim erſten Schuß, ohne daß er
ſelbſt in die Lage kam, ſeinerſeits zu feuern.“

Mit einem ſolchen Subjekt hat ſich der Landrat v. Bennigſen
alſo ſchießen müſſen er konnte nicht anders, denn ſeine
Ehre erforderte es. Die ganze „gutgeſinnte“ Preſſe behauptet
es, und ſelbſt ein Paſtor hat's am Grabe ausgeſprochen. Da
muß es wohl ſtimmen. So zeigt uns der Fall alſo wenigſtens
mit aller Deutlichkeit, wie die Edelſten und Beſten der Nation
ihre Ehre einſchätzeu.

Opfer der Standesſitte.
Geſtern bereits erwähnten wir kurz die Säbelheldenthat

eines Offiziers in Zittau. Heute liegt ein ausführlicher Be
richt darüber vor:

„Jn dem, auf der hieſigen Bahnhofſtraße gelegenen Café
Pitzek, dem Sammelpunkt des „beſſeren“ Spießertums, ſpielte
am Sonntag der hier wohnhafte Garnhändler und Agent Herr
Häbler mit einigen Herren Billard. Jm Laufe des Spiels
legte H. die benutzte Kreide auf einen in der Nähe des Billards
ſtehenden Tiſch, an dem der Leutnant Roſen vom hieſigen
Regiment in Zivil ſaß. Der Leutnant verbat ſich das und
nun entſpann ſich ein Wortwechſel, in deſſen Verlaufe der
Leutnant zu H. ſagte: „Sie ſind ja beſoffen!“ H. der keines-
wegs betrunken war er hatte nur zwei Schnittchen Bier
getrunken ging hierauf auf den Leutnant zu und verſetzte
ihm eine Ohrfeige. Nun legitimierte ſich der Herr am Tiſche
als Offizier mit den Worten „Was fällt Jhnen ein? Jch
bin Leutnant.“ Darauf verließ Häbler das Lokal und ging
in ſeine Wohnung, die etwa fünf Minuten entfernt liegt. Nach-
mittags in der vierten Stunde ging Herr H. wieder aus. Als
er ein Stück von ſeiner Wohnung entfernt war, kommt ihm
ſein Sohn nach und ſagt, er ſolle nach Hauſe kommen, ein Herr
wolle ihn ſprechen. H. begab ſich zurück in ſeine Wohnung und
hier traf er den Leutnant Roſen, diesmal in voller Uniform.
H. wurde nun gefragt, ob er Genugthuung geben wollte, und
als hierauf H. als Antwort gab: „Die Ohrfeige hatten Sie
verdient!“ zog der Leutnant ſeinen Degen und be-
arbeitete Geſicht und Kopf des Herrn Häbler.
Dieſer erhielt einige wuchtige Hiebe, bis es ihm gelang,
die Degenklinge zu faſſen und feſtzuhalten. Durch den ent-
ſtandenen Lärm wurden die übrigen Hausbewohner aufmerkſam
und eine Tochter des H. benachrichtigte die Polizei. Jn-
zwiſchen hielt H., obwohl er ſtark blutete, den Leutnant feſt
und drückte ihn in eine Ecke des Zimmers. Bei dieſem Hand-
gemenge wurde der Degen des Leutnants total verbogen.

Die bald darauf erſcheinende Polizei trennte die beiden. Der
Leutnant erſuchte darum, ihm den Degen nicht wegzunehmen,
indem er verſicherte, keinen weiteren Gebrauch davon zu
machen. Von der Polizei wurde der Thatbeſtand aufgenommen
und dem Leutnant aufgetragen, ſich ſofort bei ſeinem Oberſt
zu melden. Der immerhin ernſtlich verletzte Herr Häbler wurde
von einem Arzt verbunden. Das weitere dürfte ja die ſpätere
Verhandlung vor dem militäriſchen Gerichtshofe ergeben.“

Jn Zittau herrſcht über den Vorfall große Aufregung. Wenn
ein friedlicher Bürger in ſeiner Wohnung überfallen und mit
dem Säbel bearbeitet werden kann wer iſt da ſeines lieben
Lebens noch ſicher? Daß es ſich in dieſem Falle um einen
königstreu geſinnten, ſtreng patriotiſchen Mann handelt, giebt
der Sache einen pikanten Beigeſchmack.

Auch hier wird es heißen: Er konnte nicht anders
Der Leutnant Roſen mußte den Agenten Häbler mit dem
Säbel bearbeiten, denn ſeine Ehre erforderte es. Mit einer
Ohrfeige iſt einem Leutnant ein Schimpf angethan, der nur mit
Blut abgewaſchen werden kann. Einen „ſatisfaktionsfähigen“
Gegner muß er zum Duell ſordern, einen „nichtſatisfaktions-
fähigen“ muß er niedermetzeln ein drittes giebt es nicht.
Hätte der Leutnant die Sache aufgefaßt, wie ſie dem ver-
nünftigen Menſchen erſcheint, dann wäre ihm das übel be-
kommen. Hätte er gedacht, ein roher, ungeſchliffener Burſche
kann mich auch mit einer Ohrfeige nicht beleidigen, ſie fällt
auf ihn ſelbſt zurück, oder hätte er einen gütlichen Ausgleich
verſuchen wollen, er wäre ſchimpflich aus ſeinem Stande
ausgeſtoßen worden.

So liegen die Dinge. Unſer Genoſſe Abgeordneter Süde-
kum hat unlängſt im Reichstage die Verfaſſung des militä-
riſchen Geiſtes ganz richtig mit dem Worte gekennzeichnet:
„Der Militarismus befindet ſich beſtändig in einem
latenten Kriegszuſtande mit der bürgerlichen Ord-
nung.“ Er zwingt ſeine Angehörigen immer wieder und wieder
z die Tragödie des Verbrechens aus verlorener Ehre
jinein.

Deshalb muß auch in dieſem Falle die ganze Wucht des
Angriffs auf das Syſtem, nicht auf ſein Opfer gerichtet werden.

Unternehmer- Patriotismus Unſer Kieler Bruderorgan
berichtet: „Auf der Germaniawerft erhielten am Donners
tagnachmittag die Vertreter der Arbeiter bei der Werftkrankentaſſe die Ordre, ſich nach Feierabend beim Direktor Rauchfuß



ufinden. Die Vertreter, etwa 40 an der Zahl, ſtellten ſichn 61 Uhr beim Bureau des Direktors ein a harrten der

Dinge, die da kommen ſollten. Zunächſt frug der Herr, ob
das ſämtliche Vertreter ſeien? Einer der Erſchienenen er-
widerte darauf, daß freilich mehr Vertreter vorhanden ſein
müßten, entſprechend der Zahl der auf der Werft beſchäftigten
Arbeiter. Es ſei aber ſeit 2 Jahren keine Neuwahl erfolgt.
Der Direktor ſchien dieſen Einwand jedoch überhört zu haben,
denn er ſagte: „Man immer herein!“ Sodann fragte er die
Leute, ob die Arbeiter willens ſeien, am 27. Januar, dem Ge-
burtstage Wilhelm II., zu feiern. Mancher werde doch wohl
morgens gern am Kirchengang der Kriegervereine teilnehmen
wollen. Als ſich niemand fand, der der Anſicht des Direktors
beiſtimmte, fragte dieſer weiter, wer von den Erſchienenen denn
Mitglied eins Kriegervereins ſei. Erſt auf wiederholtes Fragen
meldeten ſich 2 Mann. Doch auch dieſe zeigten ſich
nicht geneigt, den Arbeitstag zu opfern. Von den
übrigen Leuten erklärte einer, daß man wegen der drei Feſt-
tage ſchon eine ſchlechte Zahlung gehabt habe, und
daß mancher Arbeiter der Werſt nichts zu leben haben werde,
wenn er wieder einen Tagelohn einbüßen müßte. Der Direktor
meinte erſtaunt: „Nanu, nanu? Wer bei uns arbeitet, hat
immer was zu leben Hierauf ließ er darüber abſtimmen, ob
am 27. Januar auf der Werft die Arbeit ruhen ſolle. Die
Vertreter erklärten ſich jedoch einſtimmig gegen
dieſen Antrag.

Jn der That eine ganz unverfrorene Zumutung an die
Tauſende faſt ausſchließlich ſozialdemokratiſcher Arbeiter, durch
eine Arbeitsruhe am Geburtstage des Kaiſers der Germania-
werft den e Anſtrich eines beſonderen „Patriotis-
mus“ zu verleihen. Wenn Herr Krupp, der Pächter der
Germaniawerft, durch eine Demonſtration ſeine Loyalität nach
oben hin bekunden wollte, ſo hätte er den Arbeitern den Lohn
für den ausgefallenen Arbeitstag zahlen ſollen, er hat's ja
dazu. Aber ſo weit geht der Patriotismus ſelbſt des Herrn
Krupp nicht; ſogar die Koſten für die patriotiſche Unternehmer-
Reklame ſollen die Arbeiter zahlen!

Der lange Möller ſcheint bei dem ſtarken Ordensregen am
18. Januar unter einem Schirm geſtanden zu haben. Erſt jetzt
iſt ihm das Vöglein zugeflogen: ein roter Adler 2. Klaſſe.

Der nationalſoziale Pfarrer Naumann, der infolge
Ueberarbeitung ſchon ſeit Wochen ſich von ſeiner politiſchen und
ſchriftſtelleriſchen Thätigkeit zurückziehen mußte und zur Zeit in
Algier Erholung ſucht, ſoll, wie die Tägl. Rundſchau erfährt,
daſelbſt neuerdings ſo bedenklich erkrankt ſein, daß jedenfalls
auf eine baldige Wiederherſtellung kaum zu hoffen iſt.

Der Gouverneur von Togo, Köhler, iſt in Lome ge-
ſtorben. Er war ſeit 1895 Landeshauptmann, ſeit 1898 Gou-
verneur in Togo.

Wegen Kaiſerbeleidigung wurde in Schweidnitz der
Schneidermeiſter Ferdinand Jacoby zu zwei Jahren Ge-
fängnis verurteilt. Es iſt dies die 12. Kaiſerbeleidigung,
wegen der Jacoby ins Gefängnis geht.

Ausland.
Frankreich. Eine ſchwere Niederlage erlitten

haben die Sozialiſten in Roubaix. Seit dem Jahre1892 ſind in dieſer Stadt die Sozialiſten am Ruder, ſie hatten

die Mehrheit im Gemeinderat und die Verwaltung (Magiſtrat)
war demgemäß in ihren Händen der Bürgermeiſter Carette
war einer der ihren. Vor kurzem hatten die 23 ſozialiſtiſchen
Gemeinderäte und der Bürgermeiſter ihre Aemter niedergelegt,
weil das von ihnen der Kammer vorgelegte Projekt betreffend
die Reformen des ſtädtiſchen Octroi von dieſer nicht ange-
nommen wurde. Bei der Wahl am letzten Sonntag wurden
von den 23 nur 7 wiedergewählt; die 16 übrigen Sitze wur-
den von den Reaktionären erobert. Damit haben die Reak-
tionären mit 29 Sitzen die überwältigende Majorität gegenüber
den 7 Sozialiſten erlangt.

Jn der bürgerlichen Preſſe iſt großer Jubel über den Sieg
der Liberalen über die Sozialiſten. Le Temps glaubt dies
als ein Zeichen deuten zu dürfen für den Rückgang des So-
zialismus in Nord- Frankreich. Roubaix habe das „xrevolutio-
näre Joch“ kennen gelernt und habe es abgeſchüttelt. Jn der
Petite Republique vertritt Gerault Richard die Meinung, der
Schlag gelte nicht dem Sozialismus, ſondern nur der franzö-
ſiſchen Arbeiterpartei (Guesdiſten).

Spanien. Die Ausſtandsbewegung in Barcelona
nimmt bedenkliche Formen an. Dienstag abend veranſtalteten
über 3000 Arbeiter vor dem Gemeindehauſe eine Kundgebung.
Sie verlangten einen Zuſchuß und Arbeit und drohten, die
Läden zu plündern, und die Tiere im Zoologiſchen Garten zu
töten und zu verzehren.

TDürkei. Die Furcht vor der jungtürkiſchen Be-
wegung. Jn Konſtantinopel beſchlagnahmte die Polizei eine
große Anzahl jungtürkiſcher Proklamationen, in welchen zum
Widerſtand gegen das jetzige Regime aufgefordert wird. Jn
Albanien hat der Sultan 12 albaniſche Führer, welche ver-
dächtig ſind, Beziehungen zu Jungtürken unterhalten zu haben,
ins Gefängnis werfen laſſen.

Neue Unruhen in Armenien. Jn Sandſchab Muſch
kam es zwiſchen armeniſchen Banden und türkiſcher Gendarmerie
zu wiederholten blutigen Zuſammenſtößen, wobei es auf beiden
Seiten Tote und Verwundete gab. Den armeniſchen Banden
iſt es gelungen, zu entkommen.

Norwegen. Frauen als Gerichtsbeiſitzer. Das
Odelsthing nahm am Dienstag einen Geſetzentwurf an, nach
welchem Frauen als Gerichtsbeiſitzer zugelaſſen werden.

England. Jm Parlament wurde am Dienstag mit 333
gegen 213 Stimmen der Antrag des Liberalen Cawley ab-
gelehnt, der, wie mitgeteilt, ein Tadelsvotum für die ſüd-
afrikaniſche Politik der Regierung enthielt.

Aſien. Aus Niederländiſch-Jndien. Der Redakteur
des SoerabajaCourant hat kürzlich in ſeinem Blatte die Vor
gänge beſprochen durch die die Expedition nach Djambi
(Sumatra) zu ſtande gekommen iſt, die ſchon ſo viel Blutver-
gießen und Elend ſowohl auf ſeiten der Eingeborenen, als auch
auf der der Niederländer zur Folge gehabt hat. Als Zweck
der Expedition hatte die Regierung angegeben: „die militäriſche
Macht in der Provinz Palembang zu verſtärken, um endlich
Ruhe und Ordnung im Sultanat Djambi herzuſtellen“. Van
Kol hatte in der Kammer den Krieg bereits vorausgeſagt, und
der SoerabajaCourant, der JavaBode, ſowie andere indiſche
Blätter hatten davor gewarnt. Wenn die Expedition dennoch
zu ſtande kam, ſo iſt das darauf zurückzuführen, daß ſelbſt
ſüchtige kapitaliſtiſche Jntereſſen wirtſchaft über das Urteil er-
fahrener Leute ſiegte. Hierbei ſollen auch ſehr unſaubere Mittelangewandt worden ſein. „Jſt es eine Pflicht der Vaterlands-

liebe“, ſchreibt der Redakteur des zuerſt erwähnten Blattes,
„die mich zwingen müßte, jetzt zu ſchweigen Jch glaube das
nicht. Die ſo wie ſo bereits zum Schweigen verurteilte euro
päiſche Bevölkerung Jndiens glaubt, daß große Summen Geldes Firma Siemens in Dresden die Glagsfabrik

den Stabsoffizieren der niederländiſchindiſchen Armee und hoch
geſtellten Verwaltungsbeamten angeboten worden ſind, wenn
der Feldzug gelingen würde und die Konzeſſionen erteilt wür-
den. Jſt dieſer Glaube allein nicht bereits Grund genug, um
eine Unterſuchung durch die Regierung zu provozieren, damit
kein Rang noch Amt durch falſche Gerüchte beſudelt werde,damit, wenn das Gerücht Wahrheit enthalten ſollte diejenigen

ur Verantwortung gezogen werden können, die ihr Gewiſſenſür Gold verkauften, und ſich mit vielfachem Mord belaſteten

Die ſachverſtändigen Darlegungen, die Genoſſe Van Kol vor
kurzem in der Zweiten Kammer über das ſozialdemokratiſche
Kolonialprogramm machte, haben in den Kolonien große Sym-
pathien erweckt. Der in Batavia erſcheinende JavaBode brachte
kürzlich ein Eingeſandt, worin zur Gründung eines Wahlfonds
für ſolche Kandidaten, die das Kolonialprogramm der ſozial-
demokratiſchen Partei unterſchreiben, aufgefordert wird. Der
Einſender ſpendet ſofort 50 Gulden für dieſen Zweck. Van Kol
wird der populärſte Mann in Jndien genannt. Jndien, ſagt
der Einſender, hätte an die Mitglieder der ſozialdemokratiſchen
Partei eine Ehrenſchuld abzutragen. Dem Genoſſen Van Kol
ger die zu ſammelnden Gelder bei ſeiner Ankunft in Indien
ür die Parteikaſſe überreicht werden. Die Redaktion des Java

Bode erklärt ſich bereit, für dieſen Zweck Geld in Empfang zu
nehmen, obgleich ſie nicht das ganze Programm der ſozial-
demokratiſchen Partei anerkennt.

Zum Zollkrieg.
Die Zollkommiſſion des Reichstages

lehnte geſtern den Antrag Singer auf Vorlegung der
Protokolle des wirtſchaftlichen Ausſchuſſes nach
längerer Verhandlung ab. Die Vertreter der Regierung be-
riefen ſich auf die den Sachverſtändigen gewährte Zuſicherung
der Geheimhaltung ihrer Ausſagen. Angenommen wurde
ein Antrag Brömel, der Kommiſſion die Liſte der ver-
nommenen Sachverſtändigen und die Punkte, über
welche ſie gehört wurden, mitzuteilen. Von den 14 Punkten
des S 5 des Zolltariſgeſetzes, welcher die vom Zoll befreiten
Gegenſtände aufführt, wurde am Mittwoch nur einer erledigt.
Nr. 10, welche von der Zollfreiheit der Muſterkarten und
Muſter in Abſchnitten und Proben handelt, wurde unter An-
nahme einer vom Abgeordneten Gothein beantragten Ein-
ſchaltung angenommen, wonach zwar Muſter von Nahrungs-
mitteln und Genußmitteln von der Zollfreiheit ausgeſchloſſen
ſind, jedoch die mit der Poſt eingehenden Proben und Muſter
von Kaffee, Kakao, Zucker, Rohtabak und getrockneten Früchten
im Gewicht bis zu 350 Gramm zzollfrei bleiben.

Die Kommiſſion gebrauchte 21/2 Stunden zur Erledigung
des Antrages auf Mitteilung der Protokolle des wirtſchaftlichen
Ausſchuſſes und hatte, nachdem 8 Redner der Konſervativen
gegen den Antrag geſprochen hatten, für die Beratung des
Zolltarifgeſetzes nur noch eine Viertelſtunde Zeit.

Die Freiſinnige Volkspartei und die Deutſche Volkspartei
haben in ihrer Fraktionsſitzung am Dienstag beſchloſſen den
Antrag einzubringen, einen neuen Paragraphen einzu-
fügen, dazu beſtimmt, mit dem Jnkrafttreten des neuen Zoll-
tarifs alle kommunalen Abgaben auf Brot und
Fleiſch aufzuheben. Ferner haben die Fraktionen be-
ſchloſſen, gegenüber dem Antrag des Zentrums wegen Ver-
wendung der Mehrerträge aus dem neuen Tarif für Witwen
und Waiſen zu beſtimmen, daß von 1903 ab eine Summe
von jährlich 70 Millionen Mark für die Witwen
und Waiſen verwandt wird, welche flüſſig zu machen iſt
durch Aufhebung der Ausfuhrprämien für Zucker
und durch Aufhebung der Liebesgaben für die Brannt-
weinbrenner.

Solizeiliches und Gerichtliches.
S Der Staatsanwalt für und gegen die „Verbrecher-

bande“. Gegen den Redakteur der Breslauer Volkswacht,
Gen. Klühs, erhob die dortige Staatsanwaltſchaft Beleidigungs-
klage im öffentlichen Jntereſſe, weil er einen Mühlenbeſitzer be
leidigt haben ſoll. Klühs hatte nämlich Mitteilungen erhalten
über Mißſtände in einer dortigen großen Mühle. Darauf hin
ſchrieb er an den Beſitzer der Mühle einen Brief, worin er
dieſem von den Mitteilungen Kenntnis gab, um ihm Gelegen-
heit zu geben, die Mißſtände, von denen er vorausſetzte, daß ſie
dem Beſitzer unbekannt ſeien, zu beſeitigen. Durch dieſen Brief,
den er nicht veröffentlichte, ſoll er die Beleidigung begangen
haben. Das Schöffengericht ſprach ihn jedoch frei, weil es in
dem Briefe nicht die geringſte Beleidigung finden konnte.
Der Staatsanwalt legte Berufung ein und das Verfahren
ſchwebt noch.

Ein Verſicherungsdirektor nannte als Zeuge vor Gericht die
Redakteure der Volkswacht „Verbrecherbande“. Darauf
beantragte Klühs bei der Staatsanwaltſchaft die Erhebung der
Beleidigungsklage gegen dieſen Herrn. Der Antrag wurde von
derſelben Staatsanwaltſchaft abgelehnt, weil kein öffent-
liches Jntereſſe zur Verfolgung vorliege.

Was mag wohl die Breslauer Staatsanwaltſchaft unter
„öffentliches Jntereſſe“ verſtehen

S Freigeſprochen von der Anklage der Fnhnann
beleidigung wurde in Königsberg Gen. Redakteur Noske.
Derſelbe hatte die Nummer, in der die angebliche Beleidigung
enthalten war, verantwortlich gezeichnet, war aber an dem Tage
daran verhindert, den Jnhalt des Blattes kennen zu lernen,
da er den ganzen Tag als Schöffe den Gerichts-
ver handlungen beigewohnt hatte.

Parteinachrichteu.
Totenliſte der Partei. Jn Frankfurt a. M. ſtarb

im Alter von 65 Jahren der Schuhmachermeiſter Adolf Ludwig
Schneider, der ſchon ſeit dem Wirken Ferdinand Laſſalles
dem Allgemeinen Arbeiterverein bis zu deſſen Auflöſung und
ſodann den ſpäteren Organiſationen angehörte. Jn den 1860er
und 70er Jahren wirkte Adolf Schneider ſehr oft als Redner
und auch noch unter dem Sozialiſtengeſetz war er für die Agi-
tation thätig. Jn den beiden letzten Jahrzehnten trat er jedoch
nicht mehr öffentlich auf, infolgedeſſen war er unter den
jüngeren Genoſſen nur wenig bekannt. Aber er hielt unent-
wegt zu unſerer Sache und förderte ſie im ſtillen. Unſere Partei-
r werden dem treuen Mitkämpfer ein ehrendes Andenken

ewahren.Mit der Angelegenheit der Erfurter Tribüne be-
ſchäftigten ſich die Parteivereine in Weimar und in Lobeda
(S.-W.). Jn beiden Vereinen wurden Reſolutionen angenommen,
die ſich auf Grunwalds Seite ſtellen und die Rücknahme der
Kündigung wünſchen.

Jm Sozialdemokratiſchen Verein Magdeburg wurde
beſchloſſen, von jetzt an wieder monatliche Beiträge an die
Hauptkaſſe in Berlin abzuführen. Die Höhe derſelben ſoll der
Vorſtand von Monat zu Monat beſtimmen. Für Januar wurde
indes beſonders beſchloſſen, 500 M. abzuführen.

Parteipreſſe. Zum 1. April tritt Genoſſe Stampfer aus
der Redaktion der Leipziger Volkszeitung, die er ſeit der
Erkrankung Schönlanks geleitet hat, aus; an ſeiner Stelle
übernimmt Genoſſe Wilhelm Blos die Chefredaktlon.

Gewerkſchaftliches.
Ein neuer Glasarbeiter-Streik in Sicht? Na r di

rge

zehn Tagen begonnen werden könunte, erklärte der Direktor,
daß die Anordnungen ſofort in Kraft treten.

rauf
ern.

zirka drei Wochen 420 Glasarbeiter, die etwa 700 andereArbeiter in Mitleidenſchaft ziehen, die Arbeit ein. Der Ver
bandsvorſtand will alles aufbieten, um dieſelben von ihrem
Standpunkt abzubringen. Seitens des Landrats ſind der
Firma zwei Gendarmen zur Verfügung geſtellt. Bisher war
nur einer am Ort, jetzt drei.

Die Düſfſeldorfer Steinarbeiter und Poliſeure waren
mit der Großz-Marmorſchleiferei wegen Lohndifferenzen anein
andergeraten, die Arbeiter traten in den Ausſtand und die
Firma mußte der guten Organiſation der Streikenden nach
d Die Forderungen der Arbeiter ſind glatt bewilligt
worden.

Handelskammer.
(Sitzung vom 22. Januar im Grand Hotel Bode.)

Nach der Einführung der neugewählten Mitglieder, der Kon-
ſtituierung der Kammer, Wahl des Vorſitzenden, der Ausſchüſſe c.
wurde der Etat genehmigt. Der Haushaltsplan wurde in Ein-
nahme und Ausgabe mit 37 175 Mk. vorgelegt. An Gehälter
wurden 12500 Mk., Anzeigekoſten 600 Mk., für Druckkoſten ein-
ſchließlich Jahresbericht 5000 Mk., für Reiſekoſten und Tage-
gelder 1200 Mk. und für Bibliothek und Zeitſchriften u. a. 2000
Mark ausgeworfen. Moniert wurde das zu ſpäte Erſcheinen
des Handelskammerberichtes und es ſoll daxauf hingewirkt
werden, den nächſten Bericht vielleicht ſchon zu Oſtern erſcheinen
zu laſſen. Ueber die Fernſprechverbindung von Zeitz nach wich-
tigen Handelsplätzen erſtattete Herr Sröwe Bericht. Der BVer-
kehr in und um Zeitz habe ſich ſtark entwickelt und infolgedeſſen
erſcheine der Wunſch, mit anderen Städten verbunden zu ſein,
berechtigt. Jm Bezirk Zeitz wären jetzt 80 Fabriken mit über
6000 Arbeitern vorhanden. Die Handelskammer in Halle will
das vorliegende Material prüfen und ſich dann bei der Ober-
poſtdirektion für die Fernſprechverbindung verwenden.

Ueber die am 8. Januar 1902 ſtattgehabte Sitzung des v
zirkseiſenbahnrates referierte Herr Stadtrat Werther. ie
Wünſche bezüglich der mangelhaften Fahrpläne ſeien nicht berück-
ſichtigt, obgleich immer wohlwollende Berückſichtigung zugeſagt
werde. Die Herren Eiſenbahnräte verſchanzen ſich immer da-
hinter, ſie wären nicht genügend informiert, weshalb gebeten
wurde, etwaige Fahrplanverönderungen immer vorher zu unter
breiten. Bedenken ſeien darüber aufgeſtiegen, daß der Eiſen-
bahnminiſter Tarifänderungen vornehme, ohne
die Bezirkseiſenbahnräte zu fragen. Als er, Redner,
die Sache in der Sitzung moniert habe, ſei er vom Vorſitzenden
unterbrochen worden, worüber eine ziemliche Erregung entſtanden
ſei. Abgeſandte anderer Handelskammern hätten ihm, Redner,
aber zugeſtimmt und die vorhandenen Wünſche hätten wenigſtens
dahin geführt, daß ein darauf bezüglicher Antrag der Handels-
kammer Halle protokolliert worden ſei. Die Sache ſoll im
Landtage zur Sprache gebracht werden. Der neue Saal für
den Bezirkseiſenbahnrat habe eine ſo ſchlechte Akuſtik, daß mehrere
Herren wenig verſtanden haben. Die nächſte Sitzung ſoll am
25. Juni ſtattfinden.

Unter ſonſtigen Anträgen und Mitteilungen wurde ein An-
trag der Handelskammer Graudenz unterbreitet, wonach die
Regierung gehorſamſt gebeten wird, eine Reviſion der Gewerbe-
ordnung bezüglich der Lohnzahlungsbücher für Minderjährige
vorzunehmen. Man möge die Lohnzahlungsbücher, die eine
unwillkommene b für die Unternehmer und auch
zwecklos für die jungen Leute ſind, abſchaffen. Als dieſe

ücher ſeiner Zeit von unſerer Partei als höchſt unzweckmäßig
bezeichnet wurden, wollte die Regierung dieſes nicht glauben,
und heute erklärt der Antrag der Handelskammer Graudenz,
daß die Bücher „die hohe erzieheriſche Bedeutung“, die ſich die
Regierung davon verſprach, nicht haben. Eine Kontrolle der
Lehrlinge wäre dadurch vollſtändig ausgeſchloſſen, da feſtgeſtellt
ſei, daß ein großer Teil der jungen Leute die Bücher gar nicht
mit nach Hauſe nehme. Beſonders beläſtigend für die Arbeit-
geber ſei es, daß die Eintragungen mit Tinte zu bewirken und
von dem Arbeitgeber ſelbſt oder dem Betriebsleiter vorzu
nehmen ſind. Die Bücher werden als ein Herd zur Ueber-
tragung von Krankheiten angeſeheu. Es ſollte doch ge
nügen, wenn die wieder einzuführenden Lohnzettel mit dem
Stempel der Firma unterzeichnet würden. Die ſozialpolitiſche
Geſetzgebung verlange viel Pflichten von dem Arbeitgeber, dieſe
dürften aber nicht zur Beläſtigung führen. Zweckloſe Be-
ſtimmungen erregten Unfrieden bei dem Unternehmer. Angeregt
wurde auch in dem Antrage, den Eltern vielleicht durch eine
Poſtkarte ſeitens der Unternehmer mitzuteilen, was die jungen
Leute verdient haben. Der Vorſitzende wollte den Antrag einer
Kommiſſion zur Vorprüfung überweiſen. Der Fabri beſitzer
Stadtv. Schmidt ſprach aber dagegen, mit dem Wunſche, den
Antrag der Handelskammer Graudenz zu unterſtützen. Wenn
man eingeſehen, daß die geſetzliche Beſtimmung zwecklos ſei,
dann möge man auch die Beſeitigung derſelben verlangen. Es
könnte ja ſchließlich noch verlangt werden, daß die Minder-
wigen von zu Se eine Quittung mitbringen J über

en empfangenen Lohnbetrag. Die Handelskammer ſprach ſich
an aus, den Antrag nach nochmaliger Prüfung zu unter
tützen.

in Antrag der Handelskammer in Heidenheim (Schwaben),
kleine Wechſel unter 100 Mk. nicht mehr in Kours zu geben,
wurde abgelehnt, da keine Veranlaſſung vorliege, die Wechſel-
ordnung zu ändern. Man ſolle doch froh ſein, daß heute jeder
Staatsbürger wechſelfähig ſei, was früher nicht der Fall war.

Zwei Anträge betreffs der Ruhezeit im Handelsgewerbe und
des o Uhr-Ladenſchluſſes ſollen geprüft und event. berückſichtigt
werden.

Darauf geſchloſſene Sitzung.

nde der Redaktion nur mittags 12 bisher re s onVerantwortlicher Redakteur: Wilh. Swienty in Halle.



2 7Achtung Erüſſfnnng. Achtungm geehrten Publikum ſowie Freunden und Genoſſen zur Kenntnis, daß die

Volksbuchhandlung M
von Ranniſcheſtraße nach

21 Geiststrasse 21., I. Mof rechts
in die früheren Räume der Expedition des Volksblattes verlegt und am heutigen Tage eröffnet wurde. Um werten Zuſpruch bittet

Die Nolkähuchhundlung.
J. A.: Sohmiät.

Aeſenllue Gevertſchafts Verſnnlun ſWalnania- Theater.

t Direktion: Rüch. Hubert.Montag den 27. Januar abends 872 Uhr im Konzerthaus Karlſtraße. Die xTagesordnung: Bericht des Arbeiterſekretärs Güldenberg über ſeine Thätigkeit Grossartiges Programm
Die Marvelli-Truppe. The 5 Brustons.

De

im vorigen Geſchäftsjahre. 2. Gewerkſchaftliche Angelegenheiten. r9 De Eintritt für jedermann frei. W Geschwister SchenKk. Das Cri- Cri- Ensemble.
Das Gewerkſchaftskartell. E The Byrons. Harry Allister.

I Narxka Fraya. Paul Backer. American-Bioscop.Ding Stadt Thenter Halle a 2 S Ab 24. Jannar kurzes Gaſtſpiel
Sonnabend den 25. Januar 1902 abends 8 Uhr im Diemitzer Schlöß:chen abends 7 Uhr S von Madme-131. Vorſt. i. P.-A. 95. Abonn. Vorſt. z JWählerversammlung der 3. Abteilung. a Vele i Be aDer Einberufer. Alt- Heidelberg. An l O

Alten von Wilhelm e Du WSchauſpiel in 52

g 8 Meyer-Förſter. Wreire h l ne In t l n L 5 Sonnabend den 25. Januar 1902 S der weltvwerüähmten australisechen Tänzerin-
132. Vorſt i. P.-Ab. Vorſt. De Erhöhte Eintrittspreiſe.96. Abonn. W17 t N, ſt dSonntag den 26. Januar abends S Uhr 4. Viertel. Farbe blau. der Vorſtellungen 8 Uhr. Ende e S

J Der igeunerbaron. Bee e e e eGeneralVerſammlung. n Aen von Maler i h an
z e e J Sonntag d. 26. Jan. abds. 7 Uhr bei LeineKränzchen.Hpe on gr. Der Vorſtand.echten ans vouer Gresellschaft üaſia, Aue-Zeitz.

am di e nä ichſte Nähe vom

Vorſtandswahl. Verſchiedenes.

ZentralKranken und Aterbekaſe der

Vſchler, Filiale Halle a. S.
Sonnabend den 25. Januar abends 85 Uhr im Saale der „Moritz-

burg“, Harz 51 Haupt-Bahnhof. Zu unſerem am Sonntag den 26. Januar im feſt-Täglich: o dekorierten DiangSaal ſtattfindenden
Mitglieder- Versammlung. s geht Mieſenprogrann Munken Koll

Tagesordnung: 1. Abrechnung. 2. rer William Ortord's ſache e daher übhter e
Drtse e n e S Mskengarderohe i in kale b.Konsum- Verein zu Teuchern Vunder-Clefanten. —EE

E. 65. m. b. H. Bühne a a 4 SDie Tagesordnung der am Sonntag den 26. Januar 1902 nachmittags J Allabendlich ſtürmiſcher Applaus.

3 Uhr ſtattfindenden M B I J 3 eGeneralVerſammlung e. B0 erdo, unter alen Kaffeemitteln ist ung bleibtwird dahin erweitert, daß unter unkt 3 wie folgt verhan delt werden ſoll M
Stellungnahme des Antrages der Wildſchützer Genoſſen, betreffs die bildhübſche ſpaniſche Verwand der
Gründung einer Filiale in Wildſchütz. J lungsTänzerin. Entzück. Koſtüme.Als Punkt 4 wird über Geſchäftliches verhandelt. Er ropa in ſeinen National-Tänzen. I Fechte Franck- Kaffee

Teuchern, den 21. Januar 1902. 9 nDer Auffichtsrat des K ionſum- Jrx eins zu Teuchern. E. G. m. b. H. roiners e i

G. Pe mann, Vorſitzend e U i aPeterma itzender. Die ſenſationelle Neuheit auf gym Aue in ein e rAh v Dahbvilr I Neun an naſtiſchem Gebiet. I urch seinen vorzüglichen Wohlgeschmack und seine uner-Verband der Fabrik-, Land-, arbeiter u. Arbeiterinnen Deutschlands.
reichte Ausgiebigkeit an Farbe und Kraft2 La velle Lorraine, aZahlſtelle Bitterfeld. i ehe Sehr nach be 0 e 4

e

Sonntag den 26. Januar 1901 abends 7 Uhr in Delzuers Lokal und
J EStiftungent u Donnerstag den 6. Februar Man achte auf Schutzmarke und Unterschrlift:verbunden mit Kappenball. grossesEs ladet ein Der Vorſtand.Familienklub „Frisch auf zur hichards Ruhe Il t6 lachen

ibend den 25. Januar finde Sin 3 t n r e e e 55a rtude und Gönner ſind hi r frer W ein n e Grffes kräftiges Roggenhrot C. Htring, 9. Jogchin, Teuchern

H JKarten im Vereinsl otat, Konz erthe als un d ben Morgen agf urſt u Fratrnn urſt. empfiehlt Otto Knäusel., Giebt es in einem Orte eine politiſche
Vorſitzenden Meinhardt, Gr. Berlin zu haben. Rerwjen,

cöä Ane paar ſage meune Waggonlacdunge:
An uwrig lerrze Zeit Spotthillig!

dauert der Rieſenmaffenverkauf der

I LLumaiklierten Küchen-Geschirre und
HHauusaltungs- Gegenstämdle jeglicher Artint Grkteet e Terrajſe Goldenev Hirſry, Leipzigerſtr. 63

Eingang nur von der F ranckestrasse.
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e eteekkhVerlag und für die Inſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.



S

zum Volksblatt.
Nr. 20

Deutſcher Reichstag.

124. Sitzung. Mittwoch, den 22. Januar 1902, 1 Uhr.
Am Bundesratstiſch Reichskanzler Graf Bülow, Graf von

v
Auf der Tagesordnung ſteht die

zweite Beratung des Etats.
Die Beratung beginnt mit dem Etat des Reichstages.Abg. Gamp (Rpt.) bringt die Wegever hältniſſe in der

Umgebung des Reichstags zur Sprache. Sollten es die Finanzendes preußiſchen Staates nicht geſtatten, Bürgerſteige auf dieſen
bei ſchlechtem Wetter ungangbaren Wegen anzulegen (Heiter-
keit), ſo übernimmt vielleicht der Reichstag dieſe Ausgabe.
Redner bittet ferner den Präſidenten, dafür zu ſorgen, daß die
re dneten beſſere Plätze in den Theatern als bisher er-
alt
Präſident Graf Balleſtrem ſagt zu,

Wünſche verſuchen zu wollen.
Abg. Dr. MüllerSagan (Frſ. Vpt.) beſchwert ſich über dashäufig ſchlechte Eſſen in der HReichstagsreſtauration.
Präſident Graf Balleſtrem verweiſt den Vorredner auf denin der Reſtauration befindlichen Beſchwerdekaſten.

Der Etat des Reichstags wird hierauf bewilligt. Es folgt
der Etat des Reichskanzlers und der Reichskanzlei.

Abg. Dr. Barth (Frſ. Vgg.) kommt auf die Aeußerungen des
Reichskanzlers im Abgeordnetenhauſe, daß er die Verfaſſung
ſtreng zu wahren beſtrebt ſei, zurück, erinnert an die in der Ver-
faſſung gewährleiſtete Gleichberechtigung des Bundesrats und
Reichstags und beſchwert ſich über die Behandlung, die den
Jnitigtivanträgen des Reichstags ſeitens des Bundes-rats faſt regelmäßig zu teil wird. Dieſe Behandlung entſpricht
nicht der Gleichberechtigung der beiden Faktoren. Bei Jnitiativ-
anträgen nimmt faſt nie ein Vertreter des Bundesrats teil, ſo
wohl im Plenum wie in den Kommiſſionen. Die Anträge
werden faſt regelmäßig ohne Angabe von Gründen abgelehnt.
Der ſo und ſo oft angenommene Diätenantrag hat noch immer
nicht die Zuſtimmung des Bundesrats gefunden. Das Wahl-geheimnis wird auch nicht genügend gewahrt. Der Antrag auf
Einheitlichkeit der Stimmzettel iſt ebenfalla vom Bundesrat
noch immer nicht genehmigt worden. Der Antrag auf amtliche
Kouverts für die Stimmzettel und Jſolierräume für ihre Ab-
gabe mußte von uns von neuem eingebracht werden. Jch er-warte, daß der Reichskanzler ſeinen Einfluß dahin geltend macht,
daß dieſer Antrag nunmehr angenommen wird. Jn anderen
Ländern beſtehen ſchon ſeit langem Einrichtungen zum Schutze
des Wahlgeheimniſſes.

Ferner möchte ich den Reichskanzler erſuchen, dahin zu wirken,daß alles vermieden werde, was unſere freundſchaftlichen Be
ziehungen zu Amerika trüben könnte. Es iſt von außerordent-
licher Bedeutung, daß bei der Ankündigung der Reiſe des
Prinzen Heinrich nach Amerika ſich dort ſo außerordentliche
Sympathie für Deutſchland zeigte. Jch hoffe, daß dieſe guten
e pungen ſtets mit Eifer werden gepflegt werden. (Bravo!
inks.)
Reichskanzler Graf Bülow Gegenüber den Ausführungendes Herrn Vorredners muß ich betonen, daß ich mir meiner

Pflicht voll bewußt bin, daß bei den Wah l handlungen die
be ſtehenden Geſetze auf das ſchärfſte beobachtet werden. Einer
n der Wahlvorſchriften im Sinne des Herrn Barth
bin ich aber nicht in der Lage zuzuſtimmen. (Unruhe
links. Zuſtimmung rechts.)

Herr Dr. Barth hat dann weiter die Stellung der Regierung
gegenüber Jnitiativanträgen aus dieſem hohen Hauſe berührt.
Gegenüber dieſen Ausführungen muß ich für die verbündeten
Regierungen das Recht wahren, nach eigenem Ermeſſen
zu entſcheiden, ob und in welcher Weiſe ſie ſich bei denVerhandlungen über Jnitiativanträge in dieſem hohen Hauſe
vertreten laſſen wollen. (Unruhe links.) Wenn ich gewiß auch
durchdrungen bin von der Ueberzeugung, daß die Parität
zwiſchen W und Reichsregierung erhalten leihen muß,
ſo wird Herr Dr. Barth doch nicht beſtreiten können, daß ſchonmanche Vorlage der verbündeten Regierungen nicht angenommen
worden iſt von dieſem hohen Hauſe Heiterkeit n daß daher

auch die verbündeten Regierungen in der Lage ſein müſſen,
v Jniktiativantrage aus dieſem Hauſe zuzuſtimmen oder
nicht

Was unſer Verhöltnis zu Amzerira anlangt, ſo ſind wir von
dem Wunſche erfüllt. auf der Baſis voller Gegenſeitigkeit undgegenſeitiger Achtung die traditionellen guten Beziehungen auf-
recht zu erhalten, die uns mit Amerika verbinden. Ein Aus-

dieſer Bezi ehungen iſt die Reiſe des Bruders unſeres
Kaiſers und ich bin überzeugt, daß der Empfang, den er ſinden
wird, den Gefühlen zweier großer Nationen entſprechen wird.
(Bravo rechts.
„Abg. Dasbach (Zentr.): Wenn ſich Uebelſtände aus dem

Wahlgeſetz ergeben, ſo muß der Reichskanzler dem Reichstag zu
Hilfe kommen. Alle Wahlprüfungen zeigen, daß die geheimeWahl nicht garantiert iſt. Der Reichstag hat vch keine Silbe
erfahren über die Gründe, weshalb der Bundesrat das Geſetz
zum Schutz der Wahlfreiheit abgelehnt hat. Will man durch
die Nichtgewährung von Diäten erklären, daß der Reichstag
minderwertig ſei gegenüber den Herrn vom Bundesrat. Wenn
die Regierung die Obſtruktion gegen den Zolltarif verhindern
will, dann iſt die Nichtgewährung von Diäten das ſchlechteſte
Mittel. (Bravo im Zentrum.

Abg. Singer (Soz.): Der Herr Reichs kanzler ſagt, der Bundes-
rat habe ſelbſt zu ntſcheiden, ob er ſich bei den Beratungen des
Reichstags vertreten laſſen wolle, er vertritt jedoch die Anſicht,
daß der Reichstag auf den Bundesrat Rückſicht
nehmen müſſe. Hätte man gewußt. daß der Reichstag vom
Bundesrat derartig als quantité negligeable behandlt werden
würde, hätte man ſeiner Zeit ſicher eine Beſtir nmung getroffen,
die den Bundesrat verpflichtet, uch bei Verhandlungen über
Jnitiativanträge zugegen ſein. Die Regierung und der Reichs-
kanzler ſehen den Reichstag nur als notgedrungene Er-
ſcheinung im öffentlichen Leben an und würden es am liebſten
ſehen, wenn er gar nicht da wäre. Wie Sie (nach rechts) das
Wahlrecht ändern würden, wiſſen wir ja genau. Sie würdendas allgemeine geheime Wahlrecht überhaupt abſchaffen. Der
Herr Reichskanzler hatte durchaus kein Recht, ſich einfach hinter
die farmalen Einwände zu verſchanzen

eine Erfüllung dieſer

Brummer Benjamin

e a.

Wenn er dafür e

S., Freitag den 24. Januar 1902

will, daß den Geſetzen nachgekommen wird, dann muß es auchdahin kommen, Geſetze, die ſich zur Wahrung des Wahlgeheim-
niſſes als unzüträglich erwieſen haben, entſprechend abzuändern.
Wenn auch das Geſetz in grober Weiſe verletzt wird. ſo ſitzt
doch der Abgeordnete 3 oder 4 Jahre hier und übt alle Rechte
eines Volksvertreters aus. Die Verhandlungen der Wahl
prüfungskommiſſion zeigen, daß in den großen Jnduſtriezentren
und beſonders im Königreiche Sachſen keiner Partei gegenüberdie Wahlfreiheit ſo verletzt wurde, wie der S ozialdemokratie
gegenüber, und das unter dem allerdings nicht ausge
prochenen Beifall der maßgebenden Regierungs

ſtellen. (Bravo! bei den Soz.)
Präſident Graf Balleſtrem: Herr Abgeordneter, Sie dürfen

nicht ſagen, daß Verletzungen der Geſetze ſich des Beifalls der
maßgebenden Regierungsſtellen erfreuen.

Abg. Singer: Die Arbeiter werden beſonders im Gebrauchder Wahhfreiheit verkürzt Die Unternehmer in den Jnduſtrie
gegenden treffen Einrichtungen, die die Wahlfreiheit ganz auf
heben. Da ſollte man doch nicht davon ſprechen, daß der Wille
der Bevölkerung hier zum Ausdruck fommt. An der Wahl
freiheit aber haben alle Parteien ein Jntereſſe. Jn Deutſch-land haben gerade die Oppoſitionsparteien unter dem gelten iden
Wahlreglement zu leiden. Am ſchwerſten wird namentlich die
Sozialdemokratie geſchädigt. Wenn in meiner Partei nicht ſo
große Opferwilligkeit und Energie vorhanden wäre, würden
wir bei den Anſtrengungen der Beamten und Unternehm er nicht
in ſo großer Zahl hier ſitzen. (Sehr richtig! bei den Soz.) In
der Wahlrechtsfrage, in der faſt der ganze Reichstag einig iſt,
ſollte der Herr Reichskanzler endlich dafür ſorgen, daß der
Wille des Volkes durch die Geſetzgebung zur Wahrheit werde.
(Sehr richtig! bei den Soz.)Reichskanzler Graf Bülow: Wenn die verbündeten Re-
gierungen auf eine Abänderung des Wahlgeſetzes eingingen,
dann würden dabei ſehr viele anders geartete Wünſche
zur Erledigung kommen müſſen. Es iſt wohl begreiflich, daß
die Regierung es ſich dreimal überlegt, bevor ſie eine ſo
ſchwierige und ſtrittige Materie anſchneidet (Hört! hört!
links) während ſie ſich bisher von dem „Brundſ atz leiten ließ:
quieta non movere (Rühret nicht daran! Zuſtimmung rechts,
Unruhe links). Das beſtehende Wahlverfahren iſt doch nicht ſo
traurig, da es einen ſo ausgezeichneten und ſtattlichen Reichs
tag hervorgebracht hat. Heiterkeit und Unruhe links.) Die
Diätenloſigkeit hat Fürſt Bismarck als Vorausſetzung, als
Korrelat für das allgemeine, geheime, gleiche und direkte Wahl-
recht in die Verfaſſung eingeführt. Es mag eine offene Frage
bleiben, ob es politiſch oder nicht politiſch, zweckmäßig oder un-
zweckmäßig iſt, die beſtehende Diätenloſigkeit aufrecht zu er-
halten. Ein Vorwurf aber kann der Regierung aus der Auf-
rechterhaltung des verfaſſungsmäßigen Zuſtandes billigerweiſe
nicht gemacht werden. (Beifall rechts.

Abg. Baſſermann Katl.. Es liegt unzweifelhaft eine gewiſſe
Nichtachtung der Thätigkeit des Reichstages darin,daß der Bundesrat ſich bei Beratung von Jnitiativanträgen
nicht vertreten läßt. Wir werden auch nicht billigen, daß die
Antwort auf von uns angenommene Anträge jahrelang auf ſich
warten läßt und ſchließlich noch ohne Angabe von Gründen er-
folgt. Der Wunſch nach beſſerer Sicherung des Wahlgeheim-
niſſes iſt im Reichstag faſt allgemein.

Abg. Dr. Oertel (konſ.): Die Stellung des Herrn Reichs-
kanzlers bedeutet keine V derletzung der o Der Bundes-
rat hat das Recht, Jnitiativanträge a bzulehnen, wünſchenswert
wäre, wenn er die Gründe mitteilte. Das Wahlgeſetz, das nochheute den Namen Kloſettgeſetz führt halte ich mit der Würde

des Reichstags für nicht vereinbar. Je mehr es verſchiedene
Wahlzettel giebt, deſto J. hwerer wird die Kontrolle der
Wähler. (Heiterkeit.) Die Anweſenheitsgelder würden auch uns
zu gute kommen, ich ſehe ſie aber nicht als Entlohnung der
Abgeordneten für ihre Thätigkeit an. Unſere Arbeit kann nicht
hoch genug bezahlt werden. (Große Heiterkeit. Die Mehr-heit meiner politiſchen Freunde iſt nicht geſinnt,
das freie, gleiche Wahlrecht irgendwie preiszu-geben. Das gilt auch von der Mehrheit der jetzt
dem Reichstag angehörenden Konſervativen.Auf die Aufrechterhaltung guter Begiehnngen legen wir den-

ſelben Wert, wie Herr Dr. Barth. Dieſe dürfen aber nicht er
kauft werden durch wirtſchaftspolitiſche Zugeſtändniſſe. Die
Erklärung des Reichskanzlers begrüße ich mit Freuden. Jch
hoffe, daß dieſe Verhältniſſe durch die Reiſe des kaiſerlichenBruders gefördert werden. Beifall rechts.)

Reichskanzler Graf Bülow Wenn ich von unſerem Ver-
hältnis gegenüber Amerika geſagt habe, daß es auf der Baſisvoller gegenſeitiger Achtung beruht, ſo iſt dies auch die ſelbſt
verſtändliche Vorausſetzung für unſer Verhältnis zu allen an-
der Staaten.

Vorredner hat geſagt, es wäre ihm lieber, wenn diePegeernits im Falle der Ablehnung von Jnitiativanträgen die
Gründe der Ablehnung dieſem hohen Hauſe angeben wollte.
Das iſt den verbündeten Regierungen aber nicht immer mög-
lich, denn die Vertreter im Bundesrat ſtimmen ab auf Grund
der Jnſtruktionen, die ſie von ihren Regierungen erhalten haben.
Sie ſtir men ab nach der Mehrheit und Sie ſind oft gar nicht
in der Lage zu ſagen, weshalb Jhre Stimme für oder widereinen Antrag abgegeben wird. (Anhal ten des Gelächter und Zu-

rufe links.) Jch möchte weiter auch darauf hinweiſen, daß derReichstag, wenn er ſich gegenüber einem Antrag der verbünde-
ten Regierungen ablehnend verhält, nicht immer alle Gründe
angiebt und daß dieſe Gründe oft ſehr widerſprechender Natur
ſind Das haben wir beim Zolltarif geſehen, der von beiden
Seiten mit ſehr verſchieden en Gründen bekämpft worden iſt.

Abg. Dasbach (Zentr.): Den Vorwurf des Abg. Singer,
als ob das Zentrum nur aus Liebedienerei gegen die Regie-
rung einer Vorlage zu ſtimme, muß ich mit aller Entſchiedenheit
zurückwerſen. Wir treiben eine rein ſachliche Politik auf Grund
ausgleichender Gerechtigkeit. Art. 20 der Verfaſſung garan-dert den deutſchen Wählern eine geheime Abſtimmung. Daß
manche Gepflogenheiten der jetzigen Praxis damit in direktem
Widerſpruch ſtehen, haben wir bei der geſtrigen Wahlprüfung
des Abg. Boltz geſehen. War um ſträubt ch die Regierung
gegen die Gewährung von Diäten? Die Diäten ſind nichteine Begahlng für unſere Thä itigkeit, ſondern lediglich ein Er
ſatz für unſere Ausgaben, die uns urch unſere parlamentariſche
Thätigkeit wachen
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zu sehr billigen Preisen wird fortgesetzt.

Halle a. S.
9 Grosse Ulrichstrasse 23.

13 Wir
Abg. Lenzmann (Freiſ. Volksp.): Um den erhabenen Poſten

der Bundesratsmitglieder, wie ſie ihn nach der Stellung des
Herrn Reichskanzlers haben, beneide ich die Herren wirk-lich nicht. Sehr richtig! links Nach ihm dürfen ſie ſelbſt
im Bundesrat keine Gründe angeben, ſondern haben ein-
fach den Mund aufzumachen, um die Stellung ihrer Regierung
zu verkünden. Keine Gründe anzugeben iſt ja beſonders be-
quem, wenn man keine Gründe hat oder wenn man mit An-
gabe der wirklichen Gründe an gewiſſen Stellen Anſtoß geregen
würde. (Sehr gut! links.) Es iſt Ja bekannt, daß GrafBülow ſelbſt für die Gewährung von Diäten iſt und daß die
Annahme unſeres Antrages nur an dem Widerſpruch einer ge
wiſſen Stelle ſcheitert, die nicht will. daß dieſe Leute
Männer dieſe Herren (Heiterkeit) Diäten erhalten.

Reichskanzler Graf Bülow: Gegenüber Herrn Lenzmanr
bemerke ich, daß, wenn die verbündeten Regierungen ſich bei
der Beratung von Jnitiativanträgen im Reichs tage nicht ver
treten laſſen, darin nicht eine Unhöflichkeit liegt. Jnitiativ
anträge des Reichstages verfolgen übrigens ſehr oft den Zweck,
eine Anregung zu ſein für das legislatoriſche Vorgehen der
Regierung, und in der That ſind zahlreiche Geſetzeutwürfe derverbündeten Regierungen aus ſolchen Anregungen hervor
gegangen.

Abg. v. Levetzow (konſ. ſpricht ſich für Gewährung der
freien Eiſenbahnfal rt durch das ganze Land aus.
(Lebh. Bravo! auf allen Seiten des Hauſes.

Abg. v. Tiedemann (Rpt) Wenn Sie die Diätenloſigkeitbeſeitigen wollen, müſſen Sie auch die geherme Ab
ſtimmung beſeitigen. Dann ließe ſich darüber
reden. (Lachen links.)

Damit ſchließt die Diskuſſion. Das Gehalt des Reichs
kanzlers wird bewilligt: ebenſo der Etat der Reichskanzlei.

Es folgt der Etat des RNeichsamt des Jnnern. DieBeratung beginnt bei den fortdauernden Aus gaben mit dem
Titel Gehalt des Staatsſekretärs und Unterſtaatsſekr etär H in Verbindung mit einer Reſolution Baſſermann
(natl.), Dr. Hitze (Zentrum), Roeſicke- Deſſau (wildlib.), dieErhebunges über die Arbeits verhältniſſe in den
ſtaatlichen Betrieben verlangt.

Abg. Dr. Hitze (Zentrum): Jch begrüße die Erweiterung
der arbeits ſtatiſtiſchen Kor nmiſſion zu einer beſonderen Ab
teilung des ſtatiſtiſchen Amtes. Die Thätigkeit dieſer neuen
Behörde wird eine ſehr ausgedehnte ſein. Ueber die Verhält-
niſſe in der Zigarreninduſtrie, die ſich in letzter Zeit ſtatt
gebeſſert, verſchlechtert haben, iſt uns ſeitens der Regierung
keinerlei Mitteilung gemacht worden. Vielleicht kann uns der
Staatsſekretär heute mitteilen, wie weit hier die Arbeiten der
Regierung gediehen ſind. Weiter iſt ein Ausbau im Be
triebsſtättenſchutz erforderlich. Es iſt uns ein Nachtrag über
die Verordnungen des Bundesrats zum Betriebsſtättenſchutz
zugegangen. Aber abgeſehen von den Verordnungen betreffend
die Bäckerei, die Bauhandwerker und die Logier-
häuſer iſt wenig geſchehen. Für einen ſanitären Maximal-
arbeitstag habe ich mich ſchon in den 80er Jahren aus-
geſprochen. Für jede Kategorie von Arbeitern müßten gewiſſe
Normativbeſtimmungen getroffen werden, wobei die weiblichen
und jugendlichen Arbeiter beſonders zu berückſichtigen ſind.
Auch die Schaffung von kaufmänniſchen Schieds-gerichten iſt immer noch nicht erfolgt. Beſonders bedauere
ich, daß die Krankenkaſſennovelle auch in dieſem Jahre
noch nicht kommt. Die Zahl der Gewerbeinſpektoren hat ſich
zwar vermehrt, aber noch nicht in genügendem Maße. Be
Hnders weibliche Gewerbeinſpektoren müſſen in größerem
Maßſtabe herangezogen werden. Ferner iſt zu erwägen, obnicht Arbeiter als Hilfsorgane des Gewerbeinſpektionsdienſtes.
als Beamte zweiter Kategorie für die reguläre Reviſion der
Fabriken u. ſ. w. anzuſtellen ſind. Jch erkenne an, daß auf
ſozialpolitiſchem Behiete manches geſchehen iſt, ich bedauere aber
auch, daß vieles Notwendige nicht geſchehen iſt. (Beifall im
Zentrum.

Abg. Dr. Müller Meiningen (Freiſ. Vpt.): Die Beunruhi-
gung, die ſich vieler Leute betr. des Verbots der Phosphor-
ſtrei chhölzer bemächtigte, iſt vollkommen ungerechtfertigt.
Die Bewohner des Thüringer Waldes, wo die Phosphorſtreich-
hölzer fabriziert werden, ſollte uns dankbar ſein, wenn wir
zur Beſeitigung der ſchrecklichen Krankheit der Phosphor-
nekroſe durch Verbot der Phosphorſtreichhölzer beitragen. Von
dieſen brennbaren Dingen, den Streichhölzern komme ich auf
eine andere brennende Frage (Heiterkeit), die Frauenfrage.
Es wäre ſehr wünſchenswert, wenn Graf Poſadowsky dafür
ſorgen wollte, daß die Behandlung der ſtudierenden Frauen an
allen Univerſitäten des Reiches eine gleichmäßige werde. An
der Uni verſität Königsberg z. B. laſſen drei Profeſſoren derAngtomie Frauen überhaupt nicht zu, während an derſelben
Univerſität die Frauen das mediziniſche Examen ablegen dürfen.

Das iſt doch ein Widerſinn. Ebenſo müßte das Recht derFrauen, an politiſchen Vereinen und Verſammlungen teilnehmen

zu dürfen, über das ganze Reich Aeichmäns geregelt werden.Jn Preußen werden aber die Frauen in Bezug auf das Ver-
ſammlungsrecht, wie Lehrjungen behandelt. eiterkeit
und ſehr richtig! links.) Man ſcheint ſich jetzt in der Regierung
vor den Frauen mehr zu fürchten als vor den Sozialdemo-
kraten. Vor kurzem wurde ſogar der Sozialwiſſenſchaftliche Studenten verein aufgelöſt, bloß deshalb, weil
an einem Vortrag über das Problem der Frauenfrage auch
Damen in der Diskuſſion teilnehmen durften. Die Frauen
müſſen als vollwertige Menſchen auch im öffentlichen Leben
anerkannt werden. (Bravo! links.)Abg. Prinz Schönaich Earolath: Der Herr Vorredner ver-
langt zu viel auf einmal, ich konſtatiere mit Freuden, daß ar
dem Gebiete des Frauenſtudiums in den letzten zehn Jahren
bedeutende Fortſchritte erzielt ſind.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Der Geſetzentwurf betr.
den Kinderſchutz wird hoffentlich noch in dieſer Seſſion dem
Reichstage vorgelegt werden können. Die Verordnung
betr. die Angeſtellten in Gaſt und Shankwirt-
ſchaften wird morgen oder Freitag veröffentlicht werden.Daß es wenig erwünſcht war, die Friſt des Jnkrafttretens der

Zinkhüttenverordnung bis 1903 e gebeich zu. Die preußiſche Regierung hat aber nachgewieſen, daß
es vielen Zinkhütten nicht möglich wäre, bis 1901 die nötigen
baulichen Veränderungen vorzunehmen. Auf keinen Fall wird
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aber die Friſt noch weiter verlänger werden. Um eine Bun
desratsVerordnung über die geörkking der feier und
Kinderarbeit zu erzielen, haben wir eine Zuſammenſtellung der
Fabriken, in denen eine ſolche Beſchränkung erfolgt iſt, den
Regierungen zugeſtellt. Ein Geſetzentwurf betr. ein gericht
liches Spezialverfahren für Beſchwerden der Hand-
lungsgehilfen liegt dem Reichsjuſtizamt vor. Die Frage
des Befähigungs Nachweiſes für das Baugewerbe liegt den
Handwerkskammern zur Prüfung vor. Gegen den Wunſchdes Herrn MüllerMeiningen, auch den Geſchmacksmuſtern einen

Zo jährigen Schutz zu gewähren, habe ich die ſchwerſten Be-
denken. Jeder Thürgriff, jeder Leuchter wäre dann ſo lange
geſchützt. Das würde unſere Jnduſtrie lähmen und die Behörde
zu ſehr belaſten. Der Verkauf von Brennmaterialien nach Ge
wicht kann durch das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb
nicht angeordnet werden. Die Frage liegt dem Reichskanzler
vor. Die Beſeitigung des Phosphors bei der Herſtellung von
Zündhölzchen bietet viel Schwierigkeiten

Die größten Gegner der Erweiterung der Frauenthätig-
keit ſind bekanntlich die Männer (Heiterkeit). Das iſt eben
das Unglück, und da die Männer bei weitem nicht alle vor-
handenen Frauen heiraten (Große Heiterkeit), ſo ſind die S
auf ſelbſtändigen Erwerb angewieſen. Die chirurgiſche Be
fähigung der Frauen hat ein ſehr berühmter Mann, der der
Linken ſehr nahe ſteht, mir gegenüber in Zweifel gezogen.
Freilich fügte er hinzu, ſo viel wie die große Menge der ge-
wöhnlichen Aerzte bietet, werden die Frauen auch noch leiſten
können Heiterkeit. Zugegeben iſt, daß wir den Frauen mehr
Gelegenheit geben müſſen, ihr Brot zu erwerben. Herr Hitze
hat dann nach der Krankenkaſſennovelle gefragt. 8

Herr Hitze weiß, wie ſchmerzlich ich die beſtehende Lücke
zwiſchen Krankenkaſſen- und Unfallv erſicherungsgeſetz empfinde,
ich kann aber heute noch keinen Zeitpunkt angeben, an dem die
Novelle dem Hauſe vorgelegt werden wird. Ich glaube alle in
der Diskuſſion geſtellten Fragen hiermit beantwortet zu haben
(Beifall).Abg v. Kardorff (Reichp.): Herr Müller-Meiningen hat
recht, wenn er von der Rückſtändigkeit unſerer Frauenrechte
ſprach. Jch ſtehe ſogar dem Vorſchlage ſympathiſch gegenüber,
den Frauen das Wahlrecht zu verleihen. Ruf links
Wir ſind einverſtanden.) Jch glaube aber, eine Anzahl von
Herren da drüben würde nicht hier ſitzen, wenn die Frauen
hier mitwählen dürften. (Heiterkeit.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Donners-
tag 1 Uhr.

Schluß 6 Uhr.

Ein nrurs ſtädtiſches Kaufprojekt.

Geſchäft iſt Geſchäft! Wenn einer eine wenig einwandfreie
Manipulation entſchuldigen will, dann macht er wohl einen
ſolchen Ausruf. Es läuft dieſe Entſchuldigung meiſt darauf
hinaus, daß beim Geſchäft einer wohl oder übel der Dumme
ſein müſſe.

Damit iſt natürlich durchaus nicht geſagt, daß es bei dieſem
Geſchäft zwiſchen Fiskus und Kommunalverwaltung gleichfalls
einen Dummen gegeben hat. So etwas zu denken, würde
hart an Blasphemie ſtreifen; der Fiskus iſt nicht dumm und
unſere Kommunalverwaltung na! die iſt zum mindeſten
weiſe! Aber geſchäftsmäßig iſt auch bei dieſem Kauf-
projekt durchaus verfahren worden d. h. der eine hat vor-
geſchlagen und der andere hat danach dann ſeine Forderungen
geſtellt.
Die Denkſchrift, in der der Magiſtrat den Stadtverordneten
die Entwickelung der Angelegenheit veranſchaulicht, iſt ent
ſchieden ein intereſſantes Aktenſtück; ſie beweiſt ſchwarz auf
weiß, daß vom Roßtauſch ab bis zu den Hunderttauſendmark-
geſchäften, die zwiſchen Behörden gemacht werden, dieſelben
Uſancen herrſchen; ſie beweiſt aber weiter noch, daß unſer
Magiſtrat ſelbſt in finanziellen Angelegenheiten mutig zurückzu-
weichen verſteht.

Jn einem Schreiben, das an ſeinem Anfang das Datum
vom 24. Januar 1901, an ſeinem Ende das vom 27. Januar
1901 trägt, erklärt der Magiſtrat der Regierung ſeine Bereit-
willigkeit, die in Rede ſtehenden vier Grundſtücke zu erwerben
und giebt, nachdem er Rentabilitätsberechnungen aufgeſtellt,
auch die Preiſe an, die zu zahlen er bereit wäre. Dieſe ſtellten
ſich folgendermaßen:

für das Schmelzerſche Grundſtück 67600 M.
den Klausberg. 25000das Domänengehöft Giebichenſtein 100 000

die Ziegelwieſe 162 000Zuſammen: 354 600 M.
Das war, inſonderheit bei der Ziegelwieſe, der Wert „im

günſtigſten Falle“!
Der Fiskus ſeinerſeits kehrte ſich wenig an die Rentabilitäts-

berechnungen des Magiſtrats. Ohne darauf überhaupt mit
einem Worte einzugehen, ſtellte er in einem Schreiben vom
3. Auguſt 1901 ſeine Forderungen. Dieſe nun ſind rund
noch einmal ſo hoch wie die Angebote des Magiſtrats. Der
Fiskus verlangt:

für das Schmelzerſche Grundſtück 115 000 M.
den Klausberg e 30000das Domänengehöft Giebichenſtein 180 000

die Ziegelwieſe 275 000Zuſammen: 620 000 M.
Bis hierher hat ſich die ganze Transaktion durchaus in den

Bahnen der von Judäag auf uns vererbten Geſchäftspraxis be-
wegt. Mit der Stellung der Forderungen durch die Regierung
werden dieſe Bahnen aber jäh verlaſſen der Magiſtrat ver-
ſucht nicht dem Fiskus zu widerſprechen, er acceptiert die ſein An-
gebot um das Doppelte überſteigende Forderung und macht den
Stadtverordneten eine Vorlage, ſie um Sanktionierung des
Geſchäfts erſuchend. Ja, der Magiſtrat geht noch einen Schritt
weiter. Jn ſeiner Denkſchrift läßt er durch den Stadtbaurat
Genzmer den Stadtverordneten beweiſen, nicht etwa, daß die
Stadt die geforderten Summen nun einmal zahlen müſſe,
da ſie ſich in einer Zwangslage beſinde, ſondern, daß die
Grundſtücke in der That das wert ſeien, was die Regierung
dafür verlangt Jn ſeinem Angebot ermittelt der Magiſtrat
als höchſten Wert des Schmelzerſchen Grundſtücks einen ſolchen
von 67 600 M. Die Regierung verlangt 115 000 M., alſo
47 400 M. mehr und flugs beweiſt uns die Denkſchrift durch
eine etwas andere Berechnung, daß „die Forderung mit-
hin als eine den Verhältniſſen durchaus entſprechende zu be
zeichnen“ iſt. 25 000 Mark für den Klausberg erſchien dem
Magiſtrat am 24./27. Januar 1901 „ein durchaus angemeſſener
Kaufpreis“. Die Denkſchrift vom Auguſt 1901 beweiſt uns,
daß die vom Fiskus geforderten 50 000 Mark, alſo genau das
Doppelte, ein ſo niedriger Betrag ſei, „daß eigentlich jeder
wohlhabende Bürger Halles lebhaft bedauern müßte, das
Grundſtück nicht für ſich ſelber erwerben zu können, um in-
mitten der dort vorhandenen prächtigen Anlage an der von
Eichendorff ſo begeiſtert beſungenen ſchönſten Stelle unſerer
Saale-Landſchaft ſein Wohnhaus zu errichten, deſſen Er-
bauung ihm gemäß den Beſtimmungen des Anſiedelungsgefetzes
kaum dürfte verſagt werden können“.

Recht hat bei der Wertfeſtſetzung der Objekte zweifellos der
Magiſtrat vom Januar 1901, nicht derjenige vom Auguſt 1901.
Es iſt offenſichtlich, daß der Fiskus die Zwangslage, in der

die Stadt ſich
nehmer hätte das übrigens au 7 um ſich die Grund
ſtücke ſo hoch als möglich bezahlen zu laſſen. Der Fiskus
war von vornherein in einer beſſeren Poſition, und wären die
Vertreter des Magiſtrats zehnmal klüger als ſie es ſind, ſie
hätten für die Stadt kaum ein günſtigeres Ergebnis erzielen
können. Weil dem ſo iſt, hätten ſie ſich auch nichts vergeben,
wenn ſie das offene Eingeſtändnis abgelegt hätten, die Regie
rung ſei im Vorteile und die Stadt müſſe den momentanenachte der Ueberteuerung ſchon in Kauf nehmen, um ſpäter

nicht noch ſchlimmer zu fahren. Hier aber beweiſen zu wollen,
daß das, was im Januar weiß geweſen iſt, im Auguſt ſchwarz
ſei, das iſt denn doch ein ſtarkes Stück! Es wäre nicht ganz
ohne Intereſſe bei den bevorſtehenden Verhandlungen, dieſe
r ge Haltung unſeres Magiſtrats etwas näher zu be-
euchten.

Der Magiſtrat hätte ſich dieſe Widerſprüche erſparen können,
wenn er in ſeiner Denkſchrift ſich weniger bemüht hätte, die
ziemlich problematiſche Rentabilität der Objekte nachzuweiſen,
als ihren ideellen Wert in den Vordergrund zu ſtellen und
Pläne zu entwerfen, in welcher Weiſe dieſer der geſamten
Bevölkerung nutzbar gemacht werden ſoll. Jſt die Er-
werbung ſolcher Erholungs- und Beluſtigungsſtätten notwen-
dig, dann macht es wenig aus, ob ſie 300 000 oder 600 000 M.
koſten; es iſt dann bei der Wertberechnung ein ganz anderer
Maßſtab anzuſetzen. Die Garantie freilich muß jeder, der
dem Projekt trotz unſerer mißlichen Finanzlage ſeine Zuſtim-
mung giebt, haben, daß diejenigen, in deren Hände ein ſolches
Pfand gegeben wird, auch damit zu wuchern verſtehen und es
nicht verroſten oder es ſich gar entwinden laſſen. Jn der
Denkſchrift des Magiſtrats iſt beſonders bei dem Schmelzer-
ſchen Grundſtück verdächtig viel von Bebauungsplänen
die Rede, ſogar von Verkaufsabſichten, ſo weit Bauland in
Betracht kommt. Das muß ſtutzig machen. Die Stadt ſollte froh
ſein, daß ihr Gelegenheit geboten wird, ein Stück Bauland zu
erwerben. Sie muß es als Waffe benutzen gegen das ſchma-
rotzende Bodenſpekulantentum, das auf Koſten der Allgemein-
heit Rieſengewinne aus dem Boden herauswuchern will. Soll
dieſer Zweck erreicht werden, dann darf die Stadt das Bau-
land nicht veräußern. Hat ſie keine momentane Verwendung
für eigene Bebauung, dann läßt ſie es ruhig liegen. Solche
unbebaute Komplexe ſind ſchmerzende Pfähle im Fleiſche des
Spekulantentums. Des Bodenwucherers Jdeal iſt die denkbar
dichteſte Bebauung. Je weniger Raum für Hof und Straße
verlangt wird, je höher auf der anderen Seite das Haus in
die Wolken hinaufgeführt werden kann, deſto wertvoller und
koſtbarer wird ihm der Boden. Jedes kleine Plätzchen repräſen-
tiert ſchließlich ein Vermögen. Je größer aber die Plätze und
Anlagen einer Stadt, je breiter ihre Straßen, je umfangreicher
die Höfe, je zahlreicher die Gärten, je niedriger die Häuſer,
kurz je ausgedehnter das Weichbild, deſto billiger iſt der Boden,
deſto weniger vermag der Spekulant Wucher damit zu treiben.
Aufgeklärte Stadtverwaltungen, wie diejenige von Düſſel-
dorf beiſpielsweiſe, verfolgen deshalb ſchon ſeit längerer Zeit
die Praxis, ſo viel Landkomplexe als möglich in der Stadt
und um die Stadt anzukaufen und ſie entweder brach liegen
zu laſſen oder zu Anlagen auszugeſtalten. Für den Speku-
lationsbau wird kein Land abgegeben, diejenigen die Bauland

t hat je der private Unter

von der Stadt erwerben, müſſen Verpflichtungen eingehen, die
eine wucheriſche Ausbeutung des Bodens ausſchließen. Düſſel-
dorf genießt infolge dieſer Wohnungspolitik ſeiner Verwaltung
auch den Ruhm, eine der ſchönſten und geſündeſten neueren
Städte von ganz Deutſchland zu ſein. An der Halleſchen
Stadtverwaltung iſt der Geiſt der modernen Zeit ziemlich ſpur-
los vorübergegangen. Die StadtverordnetenVerſammlung wan-
delt noch immer in den Bahnen von St. Mancheſter und die
Bureaukratie iſt nahezu unfähig geworden, neue Ideen auf-
zunehmen. Wie ſinnlos iſt nicht unſere Bodenpolitik! Warum
ſucht man beiſpielsweiſe das Stück Land am Wettinerplatz und
der Adolfſtraße mit Gewalt loszuwerden. So lange da eine
unbebaute Lücke bleibt, werden die Mieten in Giebichenſtein
niedriger bleiben als in Halle, ſobald die Lücke ſich aber ſchließt,
iſt auch der Unterſchied in den Mietspreiſen verſchwunden,
d. h. die Giebichenſteiner Hausbeſitzer werden die Mieten auf
den Stand derjenigen von Alt-Halle bringen. Warum können
dieſe paar Morgen nicht zu einer öffentlichen Anlage aus-
gebaut werden, die eine Lunge mehr für die Stadt wäre und
gleichzeitig, weil ſie das Weichbild zu vergrößern zwingt,
hemmend auf den Bodenwucher wirkt

Aus dieſen Gründen müſſen auch die Bauſtellen, die durch
Realiſierung des vorliegenden Kaufprojekts in die Hände der
Stadt gelangen, feſtgehalten werden. Sie zu verkaufen, um
die Verzinſung der zu erwerbenden Grundſtücke möglich zu
machen, würde mit dem Gebaren eines idiotiſchen Bauern zu
vergleichen ſein, der ſeine jungen Obſtbäume bricht, um Stöcke
daraus zu machen und ſich ſo für immer um die Frucht
betrügt.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 23. Januar.

Auf die heute abend im Glauchaiſchen Schützenhauſe
ſtattfindende Volksverſammlung, in welcher Genoſſe
Reichstagsabgeordneter Fritz Kunert über: Die
Kommunalverwaltung und die Sozialdemokratie ſprechen
wird, ſei nochmals ausdrücklich aufmerkſam gemacht.

Jn unſerem Feuilleton
wird heute die Veröffentlichung des Romans „Der Reiſende
aus Altrurien“ beendigt. Morgen beginnen wir mit dem Ab-
druck einer reizenden Novelle der öſtreichiſchen Dichterin Marie
von Ebner Eſchenbach: „Lotti die Uhrmacherin.“
Marie v. Ebner-Eſchenbach, die unlängſt unter Beteiligung
der ganzen litterariſchen Welt ihren 70. Geburtstag gefeiert
hat, gilt mit Recht als eine der bedeutendſten lebenden Er-
zählerinnen.

Reinigung der Schulen.
Jm Magiſtratsorgan war unlängſt folgendes zu leſen:
Eine Ueberraſchung. Bis zum 1. April 1901 war die

Reinigung der Schulräume den Schulhausmännern übertragen,
welche 24 M. pro Klaſſe und Jahr erhielten und hierfür das
erforderliche Hilfsperſonal zu ſtellen hatten. Als im vorigen
Jahre die Gehälter der Schulhausmänner erhöht wurden, be-
ſchloß die Stadtverordneten Verſammlung, daß die Reinigung
nunmehr für Rechnung der Stadtkaſſe bewirkt werden ſolle;
es wurde den Hausmännern von ſozialdemokra-
tiſcher Seite der Vorwurf gemacht, daß ſie die zur
Reinigung angenommenen Frauen ungenügend
bezahlten, um möglichſt große Erſparniſſe heraus-
zuwirtſchaften. Die Neuordnung hat nun eine Ueber-
raſchung gebracht. Es hat ſich nämlich herausgeſtellt, daß in
der Zeit vom 1. April bis 1. Oktober, alſo in einem halben
Jahre, in verſchiedenen Schulen bereits mehr verbraucht iſt,
als die Schulhausmänner bisher für das ganze Jahr an Ent-
ſchädigung erhielten. Jn der Mittelſchule in der Kloſterſtraße
ſind z. B. in dem halben Jahre bereits 27 M. ausgegeben, in
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wei len (Olearius und Große aße) vind die Rektoren mit d ne zur L t
12 M. pro laſſen nahezu ausgekommen. cht auf

ndieſe Erfahrungen ſind in dem neuen Etat anſtatt bisher 24 M.
pro Klaſſe 42 M. eingeſtellt. Dazu kommt, daß die Geſund-
heitskommiſſion beſchloſſen hat, den ſtädtiſchen Kollegien zu
empfehlen, in Zukunft ſämtliche Klaſſenräume feucht aufzu-
wiſchen (alſo nicht einfach zu fegen). Die Schulkommiſſion
iſt dieſem Beſchluſſe beigetreten. Jnsgeſamt dürften ſich da
durch die Ausgaben für Reinigung der Schulräume um 22000
Mark höher ſtellen als bisher.

Genoſſe Albrecht, dem wir die Notiz einſandten, ſchreibt
uns dazu: Die Sache an ſich iſt richtig: Die Hausmänner
bekamen pro Klaſſe und Jahr 24 Mk., bezahlten aber die
Frauen, welche die Reinigung beſorgen mußten, ganz erbärm-
lich ſchlecht, ſo daß mehrere zu mir kamen und ſich bitter be
klagten. Jch beantragte daher ſeiner Zeit: Die Gehält er
der Schulhausmänner zu erhöhen, und zwar von
600 auf 700 Mark jährlich. Fernerhin aber die Reini-
gung der Schulklaſſen nicht mehr den Hausmännern ſon
dern den Frauen direkt zu übertragen. Es iſt für
mich gar nichts Ueberraſchendes dabei, wenn ſich die Sache
jetzt teurer ſtellt. Es iſt das nur ein Beweis, daß die Arbeit
früher zu ſchlecht bezahlt wurde und die Hausmänner
trotzdem noch etwas in ihre Taſche ſteckten. Wie aus der
Notiz hervorgeht, werden die Klaſſen jetzt täglich feucht auf-
gewiſcht, während dieſelben früher wohl nur ein oder zweimal
wöchentlich ausgefegt wurden.

Unſer Schild iſt alſo rein!

Zu den letzten Selbſtmorden. Jn dem geſtern hinter
dem Pulverturm in der Deſſauerſtraße aufgefundenen Toten,
der ſich durch einen Revolverſchuß entleibt hatte, iſt der frühere
Reſtaurateur Rondhol z aus der Großen Brauhausſtraße
erkannt worden. Der junge Mann, welcher ſich kürzlich von
der Halberſtädter Bahn überfahren ließ, war nicht, wie irrtüm-
lich angegeben wurde, ein Reiſender aus Berlin, ſondern der
Sohn eines hieſigen, in der Parkſtraße wohnenden Schneider
meiſters. Der unglückliche junge Menſch war zuletzt als
Kellnerlehrling in Halberſtadt thätig. Jn beiden Fällen iſt
W die Motive zu den Selbſtmorden nichts bekannt ge-
worden.

Stadttheater. Die neuen Dekorationen für das Schau
ſpiel Alt Heidelberg von Wilhelm Meyer Förſter entſtammen
dem Atelier Franz Buckacz in Berlin. Die Hauptrollen des
Stückes haben Frl. Steinſchreiber und die Herren Träger,
Berend, Stahlberg und Kunath in Händen, Regie: Ober-
regiſſeur Karl Scholling. Am Sonnabend wird die Operette
Der Zigeunerbaron wiederholt. Montag, den 27. d. M., ge
langt das Schauſpiel Prinz Friedrich von Homburg von

v. Kleiſt zur Aufführung. Am Sonntag nachmittag
Oberon (Schauſpielpreiſe).

Jm Walhalla Theater wird am Freitag die welt-
berühmte auſtraliſche Tänzerin Madame Saharet zu einem
ſiebentägigen Gaſtſpiele ihren Einzug halten. Ueber ihr Auf-
treten in Leipzig wird in der dortigen Preſſe berichtet: Die
Anmut und Feinheit der Bewegungen, das ſchöne Ebenmaß
der Glieder, der beſtrickende Reiz des fein geſchnittenen Geſichtes
machen Madame Saharet zu einer der ſchönften Erſcheinungen,
welche je das Podium eines Varietee-Theaters betreten haben.
Sie trägt bei ihren Tänzen eine ſinnliche Koketterie, ein
pikantes, aber doch nicht frivoles Weſen zur Schau, aber nicht
minder auch eine gewaltige Leidenſchaft, ein dämoniſches Feuer,
das den Zuſchauer packt. Selbſtverſtändlich weiß ſie den eigen
artigen Reiz ihrer ganzen Erſcheinung noch durch prächtige,
eigenartige Koſtüme zu erhöhen.“ Billetvorausbeſtellungen für
das Saharet- Gaſtſpiel werden mittags an der Tageskaſſe des
WalhallaTheaters angenommen.

Zeitz. Die geplante Volksverſammlung am Freitafindet nicht Karte da die Referentin, die ſich u
einer Agitationstour befindet, an dieſem Tage
leider nicht kommen kann. Frau Kähler iſt jedoch
erſucht worden, an einem anderen Tage in der
nächſten Woche zu ſprechen, ſo daß die Verſamm-
lung vorausſichtlich nur verſchoben iſt. Wir bitten
alle Arbeiter und Genoſſen, hierauf ihre Arbeits-
kollegen aufmerkſam zu machen.

Lurkenau. Bei Ausübung ſeines Berufes ſtarb in
der Montagsnachtſchicht infolge eines Herzſchlages der auf Grube
Paul beſchäftigte Keſſelheizer Theuermeiſter aus Theißen.
Th. hinterläßt eine Witwe mit mehreren unmündigen Kindern.
Kalbe a. S. Folgen der Sachſengängerei. mJuni vorigen Jahres hatten polniſche Arbeiter mit dem Jn-
ſpektor des Domänenvorwerkes Grizehne Differenzen betr. des
Lohnes. Da ſich die Polen mit dem Jnſpektor nicht einigen
konnten, legten ſie die Arbeit nieder und begaben ſich nach
Kalbe, um mit dem dort wohnenden Domänenpächter ſelbſt
Rückſprache zu nehmen. Hier wurde die Haltung der Polen ſo
drohend, daß polizeiliche Hilfe geholt werden mußte. Die
drei erſchienenen Polizeibeamten verſuchten die Arbeiter zur
Rückkehr nach Grizehne zu bewegen. Da aber die Polen die
Abſicht der Beamten bei der Sprachverſchiedenheit nicht ver
ſtanden und nicht von der Stelle gingen, verſuchte man den
angeblichen Rädelsführer der Polen, den Arbeiter Gaida, zu
verhaften. Hierbei hatte ſich eine gre65 Menſchenmenge an-
geſammelt, welche die Verhaftung des Arbeiters mit miß-
fälligen Aeußerungen begleitete. Die Erregung wuchs,
als ein Polizeibeamter blankzog und auf die nachfolgen-den Polen einſchlug. Bei dieſer Gelegenheit ſollen ſich beſonders

zwei Frauen durch erregte Aeußerungen gegen die Polizei
beamten bemerkbar gemacht haben. Aus dieſem Grunde ſtanden
beide am Dienstag vor dem Magdeburger Landgericht. Sie
wurden beſchuldigt, die Polen durch Zurufe aufgefordert zu
haben, die Polizeibeamten zu verhauen, auch ſollen ſie die Polen
von hinten auf die Beamten geſchoben haben. Die beiden An-
geklagten beſtritten die ihnen zur Laſt gelegte Schuld, ſie wollten
ſich nur mißliebig darüber geäußert haben, daß der eine Polizei
beamte von vornherein und ohne jede aerama ins mit dem
blanken Säbel auf die Polen eingeſchlagen r e. Die eine
Angeklagte, eine Witwe Lorenz, wurde zu 2 Monaten Ge-
fängnis verurteilt. Die andere, die verehelichte Brink, wurde
freigeſprochen.

ü. Delitzſch. Jn der letzten Stadtverordneten-
ſitzung kamen nach Erledigung geſchäftlicher Formalitäten
folgende wichtige Punkte zur Verhandlung: 1. Ankauf der
Staugerechtigkeit der Stadtmühle. Vor Eintritt in
die Tagesordnung bat der Bürgermeiſter um eine nichtöffent-
liche Sitzung. Jn derſelben legte er die Gründe klax, welche
dem Magiſtrat veranlaßt hätten, den Antrag zu ſtellen, auchſuchte er ſchon früher aufgetauchte Einwande zu zerſtreuen.
Nach längerer Diskuſſion wurde zur öffentlichen Verhandlung
übergegangen. Dem vorliegenden Antrag liegt folgender Sach
verhalt zu Grunde. Die Stadtmühle, welche in älteren Zeiten
der Stadt gehörte, iſt bei Erriſnapn der Zuckerfabrik von der
ſelben gekauft worden, um in Beſitz des Staurechts zu kommen,
damit ſie in der Lage ſei, das Waſſer zu ihrem Fabrikbetriebe
im Notfalle gebrauchen zu können. Seit Oktober 1900 ſind
Verhandlungen zwiſchen Magiſtrat und Zuckerfabrik im Gange,
damit die Stadt das Staurecht oder die ganze Mühle erwerbenkönne. Die Zuckerfabrik verlangte damals für das Staurecht
15000 M. einen Streifen Land, der wohl für die Stadt keinen
großen Wert aber für die Fabrik einen deſto größeren hatte und
die Legung eines Abflußrohres aus dem Lober, in der Nähe
des „großen Schutzes“, um nötigenfalls auch noch Waſſer ent
nehmen zu können. Der Magiſtrat hatte 10000 Mark geboten
und angefragt, ob e nicht auch die Mühle verk Athe di eides

andlungenwurde von der Fabrik abgelehnt, die weiteren



hatten ergeben, daß die Fabrik den Preis des Staurechts auf
14000 Mark ſetzte, neben obigen Bedingungen des Landes und
der Der ſpringende Punkt war nun der, dieHucerfa rik hatte die Mühle mit Staurecht gekauft, um im
Notfalle während der Kampagne Waſſer entnehmen zu können.
Sie will nun das Staurecht verkaufen, die Mühle behalten
und das Waſſer trotzdem noch aus dem Lober ziehen. Und
da r ſollte die Stadt 14000 Mark und ein Stück Land be-
zahlen.

Stadtv. Biedermann erklärte mit Hinweis auf Vor-
ſtehendes den Antrag ablehnen zu müſſen. Wie käme die
Stadt dazu, ein Recht ſo teuer zu kaufen, das die Fabrik trotz
dem benutzt. An einem ſolchen Vorgehen könne man das
Wohlwollen jener kapitalkräftigen Aktionäre gegenüber der
Stadtgemeinde ſehen. Für den Preis können wir noch
warten, da ohnehin die Mühle nicht lange mehr als Mühle
benutzt werden kann, weil ſie ſich nicht mehr rentiert und auch
baufällig iſt. Stadtv. Schimpf bedauert, bei der roten
Kulanz, mit der die Stadt der Fabrik entgegengekommen ſei,
bei derſelben kein beſſeres Wohlwollen gefunden zu haben.
Stadtv. Mün z er weiſt darauf hin. daß die Fabrik, weil ſie
blos das Staurecht verkaufen will und nicht die Mühle, glaubt
ein doppelt gutes Geſchäft zu machen, da die Mühle auch zu
nichts anderem kann benutzt werden. Die Herren Aufſſichtsräte
wüßten genau, daß wir bei der Kanaliſation auf. Schwierig-
keiten ſtoßen, wenn die Fabrik das Staurecht behält, deshalb
ſtellen ſie einen ſo hohen Preis. Sie möchte die Mühle ruhig
behalten, bis ſie ſelbſt zuſammenbricht. Wolle ſie der Stadt
zur Schikane das Staurecht mißbrauchen, ſo ließen ſich noch
Mittel und Wege finden, dem entgegenzutreten. Der Bürger-
meiſter empfiehlt nochmals mit Rückſicht darauf, daß dann
die Stadt Herrin des Stadtgrabens würde, die Vorlage.
Stadtv. Gundermann enmnpfiehlt, das Enteignungs-
verfahren einzuleiten, wenn es notwendig ſei. Die Vorlage
wird einſtimmig abgelehnt.

Anſtellung eines Lehrers in der Mädchen-
Volksſchule wird genehmigt. Da zu Oſtern über hundert
neue Schüler zu erwarten ſind, ſei die Errichtung einer Klaſſe
notwendig geworden, da die Lehrer jetzt ſchon ihr Penſum an
Stunden leiſten. Anfangsgehalt 900 Mark, Wohnungsgeld
200 Mark.

Als Schiedsrichter wird Oekonom Arndt gewählt.
Petition um Abſchaffung der Luſtbarkeits-ſteuer für Muſik-Automaten wird dem Magiſtrate zur

Berückſichtigung überwieſen.
Dann folgt Etatsberatung. Der Etat der Knaben-

Volksſchule bilanziert mit 41700 Mark, 1300 Mark mehr
als im Vorjahre. Der Etat der Mädchen- Volksſchule
bilanziert mit 30750 Mark; bei dieſem Etat müſſen 1000 Mark
mehr für Kohlen eingeſtellt werden, was zu einer kurzen
Debatte über das Heizungsverfahren Anlaß gab. Beide Etats
wurden angenommen.

ü. Delitzſch. 50 Mark Belohnung ſetzte die hieſige
Polizeiverwaltung für die Ermittlung des Thäters aus, welcher
Sonnabend abend zwiſchen 5 und 7 Uhr auf der Leipziger
Chauſſee zirka 50 Stück junge Bäume umgebrochen hat. Eine
ſolche That zeugt von einer großen Roheit und Unbildung,
welche durch nichts zu entſchuldigen iſt.

Magdeburg. Ein grauenhaftes Bild menſchlichen
Elends. Vor dem Schöffengericht ſtand dieſer Tage die
31 jährige, unverehelichte Eliſe Kaſſan von Magdeburg. Dieſelbe
iſt ein zum Schatten abgemagertes Geſchöpf mit ein-
geſunkener Bruſt, dazu faſt blind und ſchwerhörig. Obwohl ſie
den Star auf beiden Augen hat und nur noch mit dem einen
einen leichten Schimmer ſieht, iſt ſie Kontrolldirne und
bietet ſich abends auf der Straße den Männern an, um ſich
vor dem Verhungern zu ſchützen. Sie erhielt, wie ſchon
oft, wegen ihres abendlichen Umherirrens in den Straßen von
dem Schöffengerichte zwei Wochen Haft. Beantragt war auch
Ueberweiſung an die Landespolizeibehörde.

Uebigau. Vollſtändig verbrannt iſt die 5 Jahre alte
Tochter des Bahnarbeiters Gärtner. Dieſelbe war mit zwei
andereren jüngeren Geſchwiſtern allein in der Wohnung geweſenund hatte ch jedenfalls dem Feuer im Ofen zu ſehr genähert,

ſo daß ihre Kleider Feuer fingen. Die zurückkehrende Mutter
fand ihr Kind als halbverkohlte Leiche vor, während die anderen
beiden Kinder unverletzt geblieben waren, obwohl die ganze
Stube von Rauch erfüllt war.

Torgau. Opfer der Arbeit. Beim Abtragen der Feſtungs-
wälle hat ſich in kurzer Zeit ſchon der vierte Unfall ereignet.
Am Mittwoch wurde der Arbeiter Richter aus Kreiſchau durch
ſtürzende Erdmaſſen vollſtändig verſchüttet. Mit vieler Mühe
wurde er ſchwerverletzt ausgegraben. An ſeinem Aufkommen
wird gezweifelt.

Kleine Brovinzial- Nachrichten.
Jn der Zuckerfabrik zu Schafſtädt geriet der Weichenſteller

Pfeifer zwiſchen die Puffer zweier Eiſenbahnwagen und wurde
ſchwer an Schulter und Arm gequetſcht. Verhaftet wurde in
Querfurt der Bruder und die Mutter des Theodor Pätzold,
der bekanntlich mit einer großen Geldſumme flüchtig geworden,
in Schaffhauſen aber wieder ergriffen war. Ein Vergewal-
tigungsverſuch, wurde auf ein junges Mädchen aus Eisleben
durch zwei Männer gemacht. Hinzukommende Landwirte be-
freiten das Mädchen aus ſeiner gefährlichen Lage und verfolg-
ten die Attentäter, die ſpäter von Gendarmen feſtgenommen
wurden. Jn einem Waggon 3. Klaſſe eines Perſonenzuges
Leipzig-Corbetha wurde einem Herrn aus Merſeburg von
einer Frauensperſon aus Weißenfels ein 20 Markſtück aus
dem in der Manteltaſche befindlichen Portemonnaie genommen,
während der Herr auf den Abort gegangen war. Jn Corbetha
wurde die Diebin der Polizei übergeben. Dort geſtand die
W nach langem Leugnen, daß ſie das Geldſtück verſchluckt

abe.

Nochmals der Haushaltsbericht des
Weißenfelſer Magiſtrats.

Als Ergänzung unſeres letzten Artikels drucken wir heute die
Schlußbeſprechung ab, die im Schuhmacher Fachblatt
Genoſſe R. W. vornahm: Das Beſtreben der Fabrikanten
geht dahin, möglichſt niedrige Preiſe im Rohmaterial zu haben,
damit die Produktionskoſten nicht ſo hoch ſteigen, weil ja der
Preis des fertigen Fabrikats ſich nach den Produktionskoſten
richtet. Bei der Frage des Zolltarifgeſetzentwurfs haben ſich
die Schuhfabrikanten unzweideutig dafür ausgeſprochen, mög-
lichſt billiges Rohmaterial zu haben. Der Bericht des Magiſtrats,
daß der Preis für Fabrikate dadurch zurückging, daß die Roh
materialien nicht geſteigert werden konnten, beweiſt, wie neben
ſächlich derartige Fragen behandelt werden.

Das Abſatzgebiet erſtreckt ſich, wie mitgeteilt wird, über
Deutſchland, weniger auf das Ausland. Ein Verſuch, inAegypten Waren abzuſetzen, iſt Hrn Ueber die amerika-
niſchen Schuhwaren heißt es: Den Konkurrenzkampf im Jn-
lande mit denſelben aufzunehmen, dürfte ſchon bei den heutigenZollſätzen nicht ſchwer fallen. Die Furcht vor amerikaniſcher
Konkurrenz hat das gute bewirkt, beſſere S und ge-
fälligere Formen derſelben ſowie vermehrte Arbeitsteilung ein-
zuführen. Erfreulich iſt, hierbei zu erfahren, daß die hohen
Zölle gegen Schuhwaren gar nicht ſo notwendig ſind, als wie
man im Organ der Schuh und Schäftefabrikanten geſchrieben
hat. Dadurch, daß hier zugegeben wird, daß mit einer guten
und ſoliden Ware der Konkurrenz begegnet werden kann, giebt
man auch zu, mit ſeinen Produkten auf einem Punkt geſtanden
zu haben, wo jede Schundware mit in Konkurrenz trat. Ein
Uebergehen zur Produktion beſſerer Ware iſt auch mehr dazuangethan, feſtere Abſatzgebiete zu ſchaffen und liegt daher im
Intereſſe eines jeden Jnduſtrieplatzes.

Betriebe werden gegen 59 S und ſeltenAn Krankenkaſſen für die in der uhinduſtrie ftigten

Perſonen ſind vorhanden eine Ortskaſſe mit 2930 Mitgliedern
und 12 Betriebskaſſen mit zuſammen 1446 Mitgliedern. Zur
Mitgliederzahl der Ortskaſſe iſt zu bemerken, daß ſich darunter
ein erheblicher Teil freiwilliger Mitglieder befindet. Der Re
ſervefonds der Ortskaſſe beträgt 40 135 Mk. Ueber die einzelnen
Betriebskaſſen ſei folgendes mitgeteilt:

Mitgliederzahl Reſervefonds

Arſand 146 Mk. 340Barnug 105 „500Blaßig 308 1133Decke 1I60 3565Kühn 1124 950M 93z sSchlegel 97 400Schnur 126 271Seiler-Seiler 94 1v80Seiler-Söhne 79 „300Seyfert jun. 48 „250Mandelbaum 57 „100
Aus dieſen Zahlen iſt erſichtlich, daß viele Fabrikanten keine

Freude an dieſen Einrichtungen haben werden. Bekanntlich
wurden ja die Betriebskaſſen eingeführt, weil die Unternehmer
nicht glaubten, etwas mehr für ihre kranken Arbeiter ausgeben
zu können. Die Hebammendienſte zu dieſen Neugeburten hat
der Magiſtrat ſeiner Zeit übernommen, als er durch Zirkular
die Unternehmer aufforderte, Betriebskaſſen einzurichten. Auch
hier bewies der Magiſtrat, welches hohe Verſtändnis er in
Wialpolniſchen Angelegenheiten beſitzt. Was die Einnahmen
er einzelnen Kaſſen anbelangt, ſo wäre es intereſſant zu wiſſen,

wie ſich ſelbige zuſammenſetzen. Aus der angeführten Tabelle
iſt dieſes jedoch nicht erſichtlich, ob außer den Wochenbeiträgen
auch andere Beträge der Kaſſe zugefloſſen ſind. Nach dem
Statut der Betriebskaſſen iſt dieſes anzunehmen. denn es iſt
in ſelbigem feſtgelegt, daß alle Strafbeträge, welche gegen Ar-
beiter verhängt werden, der Betriebskaſſe zuſließen. Wie hoch
derartige Zuwendungen eventl. ſind, läßt ſich ſchwer ſagen, weil
die Strafen ohne jede Mitwirkung der Arbeiter vollzogen wer-
den. Anzunehmen iſt aber, daß in manchen Fabriken die voll-
zogenen Strafen die Höhe der angeſammelten Reſervefonds er-
reichen. Todesfälle ſind in den Kaſſen 38 vorgekommen:; leider
ſind die Todesurſachen nicht angegeben. Ein Vergleich läßt ſich
jedoch aus der Sterblichkeits-Tabelle des Berichts immerhin
ziehen. Todesfälle waren im ganzen 586 zu verzeichnen. Für
an Lungenkrankheit Verſtorbenen wären zunächſt 366 Kinder im
Alter bis zu 10 Jahren in Abzug zu bringen. Von den 220
Verbleibenden ſind an Schwindſucht und anderen akuten Krank-
heiten der Atmungsorgane 142 geſtorben. Wie viel von den an
Lungenkrankheit Geſtorbenen anderen Geſellſchaftsklaſſen als
der arbeitenden Bevölkerung angehören, iſt nicht erſichtlich.
Jedenfalls hat aber Weißenfels wiederum den Ruf bewahrt,
eine ausgezeichnete Stätte für Lungenkrankheiten zu ſein. Der
Unfallverſicherung gehören 74 Betriebe der Bekleidungsinduſtrie
an. Die im Berichtsjahr erfolgten Rentenbewilligungen be-
tragen für die Bekleidungsinduſtrie 992.20 Mk. Jn der Jn-
validenverſicherung wurden neun Anträge auf Altersrente an-
erkannt mit zuſammen 1357.80 Mk., auf Jnvalidenrente wurden
45 Anträge geſtellt und 41 anerkannt mit 5994 Mk. Jm ganzen
beziehen hier Altersrente 58 Perſonen mit zuſammen jährlich
7975.80 Mk., Jnvalidenrente 122 Perſonen mit zuſammen jähr-
lich 16504.40 Mk. Auffallend hoch iſt die Zahl der Anträge
auf Jnvalidenrente:; dieſes hängt damit zuſammen, daß ſpeziell
Lungenkranke, nachdem ſelbige in der Krankenkaſſe ausgeſteuert,
aber noch nicht erwerbsfähig ſind, der Not gehorchend, Anträge
auf Jnvalidenrente ſtellen. Der unteren Verwaltungsbehörde
gehören unſere Kollegen Junghans und Weiſe an. Der Frem-
denverkehr auf der Herberge zur Heimat war um 324 Perſonen
geſtiegen, jedenfalls ein Zeichen der ſteigenden Arbeitsloſigkeit.
Das Verkehrsweſen, welches noch zu erwähnen iſt, beweiſt den
Charakter von Weißenfels als Jnduſtrieſtadt. Bahnverkehr:
Perſonenbeförderung 358038, Eil- und Stückgut (Ein- und Aus-
gang) 28000 Tonnen, Wagenladungen (Ein- und Ausgang)
233000 Tonnen. Poſtverkehr: Ausgegangen ſind 3831230 Briefe,
Karten, Druckſachen und 247465 Pakete. Geldeinzahlungen
fanden im Betrage von 7620550 Mk. ſtatt. Ausgezahlt wurden
dagegen 9017520 Mk., ſo daß der Geldeingang den Ausgang
um rund 1396970 Mk. überſtieg. Dieſer Ueberſchuß iſt als
Geldzufluß für die Jnduſtrie anzuſehen. Dieſer ungeheuere
Verkehr in einer Stadt von 27761 Einwohnern iſt das Spiegel-
bild der Jnduſtrie. Aber nicht nur der Verkehr allein zeigt die
ſehr ausgedehnte Jnduſtrie an, ſondern auch die großen Zahlen
der Lungenkranken und Jnvaliden geben Zeugnis davon, wie
mörderiſch dieſelbe auf die Arbeiterſchaft wirkt. Hoffen wir,
daß im nächſten Bericht der Magiſtrat ſich mehr um die Lage
derjenigen Klaſſe kümmert, die an und für ſich am meiſten die
Folgen der Jndnuſtrie zu tragen hat, anſtatt dieſelbe mit Spott
und Hohn zu überſchütten.

Zu den Gemeinderakswahlen.
Lettin.

Die Wählerliſten zu der im März ds. Js. ſtattfindenden
Gemeinderatswahl liegen vom 15. 31. Januar auf dem
hieſigen Schulzenamte zur Einſichtnahme aus. Es iſt be-
ſonders Pflicht der Wähler der dritten Abteilung, die Liſten
nachzuſehen, ob kein Wahlberechtigter vergeſſen iſt. Diejenigen,
denen es unmöglich iſt, perſönlich nachzuſehen, mögen ſich bis
Sonnabend, den 25. ds. Mts., beim Vertrauensmann melden,
da derſelbe die Sache am Sonntag erledigen wird.

Die Verſammlung zur näheren Beſprechung betreffs der
Wahlen, wird in kürzeſter Zeit bekannt gegeben.

Prieſteritz--Klein-Wittenberg.
Am 20. Januar iſt ausgeklingelt worden, daß die Wähler-

liſte zur Gemeinderatswahl von 15 —30. Januar ausliegt.
Es iſt Pflicht eines jeden Wählers, daß er die Wählerliſte ein-
ſieht reſp. einſehen läßt. Diejenigen Genoſſen, welchen es nicht
möglich iſt, die Liſte einzuſehen, wollen ſich bei den Genoſſen
Steyding, G. Schröder und Ziegler melden, welche
das weitere beſorgen.

en

Jahres Hauptrerſammlung des Gewerk
ſchafts Kartells.

Sitzung vom 10. Januar 1902.
Bei ſtarkem Beſuche wurde die Sitzung pünktlich “/29 Uhr er

öffnet mit Bekanntgabe der Delegierten, die ihr Nichterſcheinen
entſchuldigt hatten.

1. Vorſtandsbericht. Der Vorſitzende Ad. Thiele gab
eine gedrängte Darſtellung der Haupt eratungsgegenſtände in
den 13 Sitzungen des vergangenen Jahres. Die Statuten des
Kartells wurden geändert, das Eintrittsgeld für die öffentlichen
Gewerkſchafts- Verſammlungen probeweiſe abgeſchafft, zur Teil-
nahme an dem Genoſſenſchaftsweſen (Konſumvereine) aufgefor-
dert, eine Statiſtik über den Brotverbrauch aufgenommen, die
Gewerbegerichtswahlen geleitet, wobei zum erſtenmale die Auf-
ſtellung der Kandidaten allein durch die Gewerfkſchaften erfolgte,
die Einſchränkung der Auskunfterteilung durch das Arbeiter
ſekretariat beſchloſſen, ein Delegierter zum Verbandstage der
Gewerbegerichte nach Lübeck geſchickt und alle laufenden ge-
werkſchaftlichen Fragen geregelt. Das wichtigſte vom Kartell
ausgeführte Werk war die Arbeitsloſenzählung am
8. Dezember, welche mit muſterhafter Hingabe von der organi-
ſierten Arbeiterſchaft vorgenommen wurde und deren Ergebnis
eine niederſchmetternde Antwort auf die Lattcherrede des ober
ſten ſtädtiſchen Beamten bedeutete. Bei den Stadtverord-
netenwahlen Anfang November haben die Gewerkſchaften nach

beſten Kräften für die Arbeiterkandidaten gewirkt, trotzdem war
es ihnen noch nicht möglich, den Sieg in allen Bezirken zu er
ringen.
Außer den 135 Sitzungen des Kartells wurden abgehalten 16
Vorſtandsſitzungen und 7 öffentliche Gewerfſchafts Verſamm
lungen. Das Gewertſchaftsfeſt fand in üblicher Weiſe am
14. Juli ſtatt. Es verdient allgemein bekannt zu werden, daß
die Eindringlinge, welche nachts das Feſt zu ſtören ſuchten und
eine Meſſerſtecherei in Szene ſetzten, wofür ſie mit mehrmonat-
lichem Gefängnis beſtraft worden ſind, bei den Stadtverord-
netenwahlen für die Kandidaten der Kommunalver
eine geſtimmt haben, wodurch ſie am beſten bewieſen, daß
ſie nichts mit den organiſierten Arbeitern zu thun hatten.

Streiks oder Lohn bewegungen waren zu verzeichnen
bei den Maurern, Steinſetzern, Formern, Sattlern, Schuh
machern, Zimmerern und Bauarbeitern (Sympathieſtreik für
die Maurer), Bergarbeitern, Barbieren und Tabakarbeitern.
Trotz heldenmütigen Ringens und Ausharrens war es den
Maurern und Steinſetzern nicht möglich, Erfolge zu erzielen
doch gab der Streik Anlaß, daß die Lokalorganiſation der
Maurer ſich dem Zentralverbande anſchloß.

Oeffentliche Gewerkſchaftsverſammlungen wur-
den abgehalten im Februar: Kaufmann Harburg über das
Genoſſenſchaftsweſen, Mai: Segitz-Nürnberg über die Sozial-
geſetze, Juni: Schulze-Leipzig über den Streik in Nordhauſen,
Auguſt: Güldenberg über den Handelskammerbericht, Sep-
tember: Gewerbegerichtswahlen, Oktober: Beißwanger-
Nürnberg über Röntgenſtrahlen, drahtloſe Telegraphie und Dar-
winismus, November: Statutenänderung und Güldenberg
über die Novelle zum Gewerbegerichts-Geſetz.

Der Verſuch, monatlich eine billige Broſchüre an die Mit-
glieder der Gewerkſchaften abzuſetzen, hat nicht den erwarteten
Anklang gefunden. Es wurden zwar abgeſetzt im Januar von
Lipinskis Rechten und Pflichten der Mieter 2300 Exempl., im
Februar vom Kartell- und Sekretariatsbericht 2800 Exempl.,
im März von Auers Schrift Von Gotha bis Wyden 900
Exempl., aber die nächſten Broſchüren: April Brauns Acht
ſtundentag. Juni Bebels Chriſtentum und Sozialismus,
September Die erlöſende Wahrheit fanden nur in wenigen
hundert Exemplaren Abſatz, und nur im November wurde
der Volkskalender für 1902 wieder ſtark gekauft. Angeſichts
der traurigen wirtſchaftlichen Lage ſoll vorerſt der monatliche
Vertrieb von Broſchüren ausgeſetzt werden, obgleich volle Ueber-
einſtimmung herrſchte, daß an der Jdee, durch billigen Maſſen-
bezug den Arbeitern gute Schriften zugänglich zu machen, feſt-
gehalten werden ſoll.
Differenzen zwiſchen den einzelnen Gewerkſchaften kamen
im vergangenen Jahre nur wenige vor; ſie wurden ſämtlich
durch den Vorſtand oder eine beſondere Kommiſſion geſchlichtet.

Ueber polizeiliche Eingriffe in das Verſammlungsrecht
hatten die Handels und Transportarbeiter ſowie die Metall
arbeiter zu klagen.

Neu organiſiert und dem Kartell angeſchloſſen haben ſich
die Handlungsgehilfen und die zu einer beſonderen Sektion
des Brauerverbandes zuſammengetretenen Brauerei Hilfs-
arbeiter, während die Dachdecker und die Elektro Monteure
wegen fortgeſetzten Nichtbeſuchs der Kartellſitzungen aus dem
Verzeichnis der Gewerſchaften geſtrichen werden mußten und
die beiden Maurerorganiſationen und Formerſektionen ſich zu
je einer vereinigten. Die Bemühungen, die Gärtner und die
Fleiſcher zu einer kraftvollen Organiſation zuſammenzuſchließen,
ſind auch im vorigen Jahre vergeblich geweſen. Dagegen er-
freuen ſich faſt ſämtliche beſtehenden Organiſationen trotz der
ungünſtigen wirtſchaftlichen Lage eines friſchen Lebens und fröh-
lichen Vorwärtsſchreitens. Nur die Steinarbeiter (Steinmetzen)
haben lange Zeit abſeits der allgemeinen Gewerkſchaftsbeweg-
ung geſtanden und ſind erſt neuerdings wieder im Kartell ver
treten. Bei Beginn des Jahres 1901 waren im Kartell 46
Organiſationen vertreten. Da die Elektromonteure geſtrichen
wurden und der Maurerfachverein ſowie die zentraliſierten
Former ſich mit ihren Bruderorganiſationen vereinigten und
die Brauereihilfsarbeiter ſowie die Handelsgehilfen neu dazu-
kamen, umfaßt das Lartell 1902 45 Organiſationen. Jm Ver
gleich mit früheren Jahren zählte das Kartell Gewerkſchaften:
1896: 14. 1897. 31.,1898: 37, 1599: 38, 1900: 40, 1901: 46, 1902: 45.
Dabei iſt zu berückſichten, daß im Laufe der letzten vier Jahre
ſich nicht weniger als ſieben Lokalorganiſationen aufgelöſt und
ihren Zentralverbänden angeſchloſſen haben, ſo daß die Zahl
der beſtehenden gewerkſchaftlichen Organiſationen an ſich be-
trächtlich zurückgegangen iſt. Das Kartell umſchließt jetzt alle
in Halle beſtehenden, zur modernen Arbeiterbewegung zählenden
Organiſationen. Nur die erſt einige Monate alte Organiſation
der Buchdruckerei- Hilfsarbeiter ſteht ihm noch fern, doch hat
auch ſie beſchloſſen, nächſten Monat beizutreten.

Der Beſuch der Sitzungen war ein erfreulich reger. Es waren
vertreten in der

Januar Sitzung 46 Organiſationen durch 82 Delegierte,

Februar- 4 75März- 621. April- 4 652. April- 37 59Mai- 43 66Juni- 37 50Juli g84 98Auguſt- 38 52September 41 58Oktober- 37 959 aNovember- 39 55Dezember- 42 64Durchſchnittlich waren in jeder Sitzung 40 Gewerkſchaften
vertreten mit insgeſamt 805 Delegierten oder durchſchnittlich 62
Delegierten in jeder Sitzung. Die früheren Jahre wieſen fol-
gende Geſamtzahlen an Delegierten, die die Sitzungen beſucht
haben, auf 1896: 220, 1897: 542, 1898: 628, 1899: 599,
1900: 662, 1901: 805.

Jn ſämtlichen Sitzungen waren vertreten: Bäcker,
Buchdrucker (Verb.), Buchdrucker (Gewerkſch.), Fabrikarbeiter,
Former, Glaſer, Handels und Transportarbeiter, Holzarbeiter,
Lithographen und Steindrucker, Maler, Maſchiniſten und Heizer,
Metallarbeiter, Müller. Sattler, Schmiede, Schneider, Stein
ſetzer, Tabakarbeiter, Töpfer, Zimmerer (lokal), Zimmerer (zen-
tral), Handlungsgehilfen (im Auguſt beigetreten), insgeſamt
22 Gewerkſchaften. (1900 hatten nur 16 Gewerkſchaften in
keiner Sitzung gefehlt. Einmal fehlten: Buchbinder, Bild-
hauer, Böttcher, Brauer, Brauereiarbeiter, Bergarbeiter,
ſchmiede, Maurer, Textilarbeiter, insgeſamt 9 Gewertkſchaften
(1900: 14). Zweimal fehlten: Barbiere, Bau und Erd-
arbeiter, Gaſtwirtsgehilfen, Klempner, Schuhmacher, Tape-
e Fiere insgeſamt 6 Gewerkſchaften (1900: 5). Dreimal
ehlten: Konditoren, Lackierer, r viermal: Stukka-

teure, fünfmal: Kupferſchmiede, ſechs mial: Lederarbeiter,
zehnmal: Steinhauer.
Der Vorſitzende ſchloß ſeinen Bericht mit einem Hinweis auf

die Aufgaben, die das Kartell im neuen Jahre zu erfüllen hat
und über welche in der nächſten Sitzung eingehender verhandelt
werden ſoll.

2. Den Kaſſenbericht erſtattete der Kaſſierer Th. Anger-
mann. Darnach wurden im vergangenen Jahre vereinnahmt
und verausgabt:

Einnahme:
Kaſſenbeſtand am 1. Dez. 1900 948.38 Mk.
Beiträge der Gewerkſchaften 4671.45

Zinſen e 13.Jahresbericht 17668Ueberſchuß vom Gewerkſchaftsfeſt 78.30
Verſammlungseinnahme 24.70

5812.48 Mk.



Annoncen 372.12 Mk.2 7 7 7Agitation 69.35Vorträge e e 73.Porto 29.22Jahresbericht 13450alender-Jnſerat 75.An das Arbeiter-Sekretariat. 3737. 16
Bauarbeiterſchutz- Kommiſſion. 34.9)
Unterſtützung an Gewerkſchaften 440.40
Gewerbegerichts-Delegation 65.
Gewerbegerichts-Wahl 203.85
Arbeitsloſenzählung.. 136.73
Diverſes 1178.205599.33 Mk.

Bilanz:
Einnahme 5812.48 Mk.
Ausgabe 5599.33

Beſtand 213.15 Mk.
Die Reviſoren beſtätigten die volle Richtigkeit der Abrech-

nung und das Vorhandenſein des Kaſſenbeſtandes.
n der Debatte verlangte Gen. Hamvel, daß der Karuſſel-

beſitzer Reichenbach zur Erfüllung ſeiner beim Gewerkſchaftsfeſt
übernommenen Pflicht herangezogen werde. Gen. Güldenberg
erwidert, daß der Aufenthalt des R. nicht zit ermitteln geweſen
ſei, doch ſolle die Sache weiter verfolgt werden. Gen. Heyn
macht mehrere Vorſchläge betreffs der weiteren Aufgaben des
Kartells, zu denen namentlich Regelung des Herbergsweſens, Ver-
einigung der Gewerkſchaftsbibliotheken und Anbahnung einer
Verſchmelzung der Ortskrankenkaſſen gehörten. Auch müſſe
ſtreng darauf geachtet werden, daß laut Statut jede Gewerk
ſchaft. die dreimal hintereinander in den Karteilſitzungen nicht
vertreten iſt, auszuſchließen ſei. Mit Unterſuchung der Her-
bergsverhältniſſe und zur Berichterſtattung darüber wurde der
Vorſtand beauftragt. Dem Kaſſierer wurden für ſeine Mühe
waltungen 30 M., dem Schriftführer 10 M. bewilligt.

Z. Bei der Neuwahl des Vorſtandes erhielten Stimmen
als erſter Vorſitzender Ad. Thiele62 Stimmen (Szerſplittert),
als zweiter Kähne (Stichwahl) 42 Stimmen(Naß 26),
als erſter Schriftführer Wie demann 55 Stimmen.
als zweiter König (Stichwahl) 42 Stimmen

(Ritter und Otto Müller je 14),
als Kaſſierer Th. Angermannss Stimmen m x 7,

Ritter 6).
Zu Reviſoren wurden ernannt Ruelius, Köppchen,

Hauenſtein.4. Auf Antrag des Vorſtandes wird, nachdem mehrere
Redner den Antrag befürwortet haben, einſtimmig beſchloſſen,
daß in den Kartellſitzungen in Zukunft Sitz und Stimme haben
ſollen ſoweit ſie nicht als Delegierte dem Kartell bereits an-
gehören Der Partei-Vertrauensmann, ein Mitglied der Volks-
blatt-Redaktion, der Vorſitzende der Sekretariats Kommiſſion
und der Arbeiterſekretär (dem letzteren war bisher ſchon Sitz
und Stimme ohne beſonderen Beſchluß eingeräumt worden.

5. Der Kartell- und Sekretariatsbericht ſoll in derſelben
Stärke wie voriges Jahr, doch auf beſſeres Papier gedruckt
herausgegeben werden. Die Koſten beſtreitet die Sefretariats-
kaſſe diesmal allein, doch fließen ihr dann auch die Einnahmen
aus dem Verkaufe des Berichts (10 Pfg. pro Exemplar) zu.
Die Gewerkſchaften haben bis zum 7. Febr. mitzuteilen, wie
viel Exemplare ſie abnehmen wollen, da dementſprechend die
Auflage hergeſtellt wird. Nachbeſtellungen können deshalb nicht
befriedigt werden. Die Herſtellungskoſten betragen pro Exem-
plar weit mehr als 10 Pfg. um unnütze Geldausgaben zu ver-
meiden, wird die Auflage nach den bis 7. Februar eingelaufenen
Beſtellungen bemeſſen.

G. Die nächſte öffentliche Gewerkſchaftsverſammlung
findet Montag, den 27. Januar im Konzerthaus, Karlſtraße,
ſtatt. Eintrittsgeld wird nicht erhoben. Gen. Güldenberg er-
ſtattet den Jahresbericht.

7. Ausgeſetzt wird die Beſchlußfaſſung darüber, ob dem
Gen. Sachſe wieder die Agitation bei den noch nicht organi-
ſierten Berufen übertragen werden ſoll. Mit der Thätigkeit
des Gen. Sachſe erklärt ſich das Kartell einverſtanden, doch ge-
hört er nicht mehr dem Kartell an.

8. Die ſtatiſtiſchen Fragebogen auf das zweite Halbjahr
1901 ſind noch nicht abgeliefert worden von den Bäckern, Berg-
arbeitern, Buchbindern, Gaſtwirtsgehilfen, Klempnern, Kondi-
toren, Lederarbeitern und Tapezierern. Die Läſſigkeit wird
ſcharf gerügt und den genannten Gewerkſchaften aufgegeben,
unverweilt ihrer Pflicht nachzukommen, weil ſonſt die Druck-
legung des Sekretariatsberichts verzögert würde.

9. Ueber die Einführung des neuen BVuchdruckertarifs
in den hieſigen Druckereien referierte Gen. Naß. Er hofft, daß
die Durchführung ohne größere Schwierigkeiten gelingen werde.

Anweſend 73 Delegierte. Schluß 1212 Uhr. e.

Aus dem VReiche.
Berlin. Das Befinden des Profeſſors Virchow war

während der letzten fkun gen unterTage großen Schwan

S „zurn letzten
Merſeburgerſtr. 29.

W

Kinder unter 14 Jahren keinen Zutritt.
Um zahlreichen Zuſpruch bittet

worfen und hat ſich wieder verſchlechtert, ſo daß Anlaß zu
erneuten Beſorgniſſen vorliegt. Neben der
Schwäche wird gerade das Wechſelvolle im Krankheitszuſtande
als ungünſtiges Symptom betrachtet.

Der Expreßzug Neapel--Berlin, der zum erſtenmale am
Vormittage des 18. d. Mts. von Neapel abgelaſſen wurde und
am 19. d. Mts. in Berlin eintraf, hatte nur einen Fahrgaſt
aufzuweiſen, welcher die Reiſe von München nach Berlin zurück
legte. Bei der Ankunſt in München hatte der Erpreßzug über-
haupt keinen Paſſagier.

Brackwede. Durch die Umſichtigkeit eines Hilfs-
bahnwärters iſt ein großes Eiſenbahnunglück verhütet
worden. Er entdeckte im letzten Augenblick einen ſtarken
Schienenbruch, der unzweifelhaft, da die Strecke ſehr ſteil iſt,
eine Entgleiſung herbeigeführt hätte. Es gelang, den Zug, in
dem auch der älteſte Sohn Wilhelm II. reiſte, zum Halten zu

bringen. erWernigerode. Die verſtorbene Privatiere König in Haſſe-
rode hinterließ der dortigen Stadtgemeinde ein Vermächtnis
von 400000 Mk. zu wohlthätigen Zwecken. ev

Harburg. Niedergebrannt iſt Mittwoch früh die Palm-
kernOelfabrik von Noblee und Thoerl.

Münſter i. W. Heute nacht entgleiſte bei Weſtbevern ein
Güterzug, infolgedeſſen die Strecke Münſter-Osnabrück eine
Zeitlang unpaſſierbar war. Jnzwiſchen iſt jedoch der Verkehr
wieder aufgenommen worden. Perſonen wurden bei dem Un-
fall nicht verletzt.

Glatz. Oberleutnant Hildebrand, welcher den Leutnant
Blaskowitz in Jnſterburg im Zweikampfe erſchoß, hat ſeine
zweijährige Feſtungshaft hier angetreten.

Meiningen. An der Sparkaſſen-Filiale zu Schalkau ſind
Defraudationen in Höhe von 36000 M. entdeckt worden.
Die Unterſchlagungen reichen bis zum Jahre 1896 zurück.

Jauer. Bei der Station Bohrau-VLeifersdorf wurde ver-
ſucht, den Perſonenzug nach hier zum Entgleiſen zubringen. Große Steine waren auf die Schienen gelegt worden
und ein Signal war verſtellt. Glücklicherweiſe konnte der ge-
fährdete Zug rechtzeitig zum Stehen gebracht werden.

Vermiſchtes.
Blutthat. Aus Palermo wird berichtet: Eine Rent-

nerin, welche in der Nähe von Cefalie eine Villa bewohnte,
wurde von einem früheren Soldaten, mit dem ſie vor Jahren
in Beziehungen geſtanden, überfallen und tödlich ver-
letzt. Der Sohn der Frau trat gerade in dem Augenblick ein,
als ſeine Mutter bewußtlos zuſammenbrach. Er ergriff ein
Gewehr und ſchoß den Attentäter nieder. Seine Mutter
ſtarb wenige Augenblicke ſpäter.

Eine „glanzvolle“ Toilette. Bei einem Gartenfeſt, das
der Vizekönig von Jndien in Benares gegeben, trug, wie ein
engliſches Blatt erzählt, eine der Damen ein Kleid, das all-
gemeine Bewunderung erregte. Das Koſtüm ſchien aus blau-
züngelnden Flammen mit gelegentlichen Streifen hellen darüber
blitzenden Lichtes gemacht zu ſein, auf einem Grunde flüſſigen
Feners. Dann wechſelte das Ausſehen und die Trägerin ſchien
in vielfarbige Flammen gehüllt. Es wurde auch bemerkt, daß
ſie ſich niemals hinſetzte, ſondern ſich ſtändig bewegte. Während
ihrer Wanderungen befragte man ſie über das wunderbare
Kleid und erfuhr, daß es aus ſchwerem Brokat einfach ge-
arbeitet und mit Leuchtkäfern beſetzt war. 535 dieſer zier-
lichen Jnſekten waren in einem kleinen Netz auf dem Kleid be

Letzte Nachrichten.
Toulon, 23. Januar. Der Panzer Charlemagne traf hier

ein, um ſich ſofort mit Kohlen und Lebensmitteln zu verſehen.
Er hat Befehl, nach Tanger abzugehen, wohl infolge der
neuerlichen Ermordung der beiden franzöſiſchen Offiziere an
der Grenze.

Konſtantinopel, 23. Januar. Jl der von der Polizei
bewirkten Beſchlagnahme jungtürkiſcher Proklamationen fanden
neuerdings Verhaftungen ſtatt.

Gelſenkirchen, 22. Jan. Auf dem hieſigen Bahnhof ent-
gleiſten heute früh eine Lokomotive und mehrere Wagen
eines Kohlenzuges. Hierbei wurde ein Bahnbeamter getötet
und ein andrer leicht verletzt.

Frankfurt a. M. 22. Jan. Der Frkf. Ztg. wird aus
Kaſſel gemeldet, daß der Konkursverwalter im Konkurſe der
Trebertrocknungs-Gefellſchaft, Juſtizrat Trier,
ſowie der geſamte Gläubiger-Ausſchuß ihre Aemter nieder-
gelegt haben.

Weißenfels.
Achtung, Arbeiter! Ein Herr Adolf Burenkeſſel ſucht
in meinem Namen Gelder zu ſammeln, wobei er vorgiebt, von
mir dazu beauftragt zu ſein. Da der Genannte uns jedoch
in jeder Beziehung fernſteht, und wir auch abſolut nichts mit

Dreier
Sonntag den 26. Jannar: gr. Slite- Maskenball Sonntag de her Ktcſer r im
im fein dekorierten Saal bei vollem Orcheſter. Anfang Uhr.
Demaskierung 10 Uhr ſowie Verteilung dreier wertvoller Preiſe.

Wilh. Hinze,

ihm zu thun haben wollen, erſuche ich die Kollegen, an ge-
nannte Perſon nichts abzuliefern. Sollte er mit
ſeiner Manipulation ſchon Erfolg gehabt haben, ſo erſuche ich
die Geber, mir ſofort ihre Adreſſe mitzuteilen.

Hugo Goertz, Hoheſtraße 32,
z. Z. Notſtandsarbeiter.

Mühlberg a. d. E.
Parteigenoſſen! Nach einer Pauſe von 2 Monaten

findet nächſten Sonnabend wieder eine Verſammlung des Soz.
Arbeitervereins ſtatt. Es iſt daher auf zahlreichen Beſuch
ſeitens der Mitglieder zu rechnen, zumal wichtige Punkte,
u. a. die Neuwahl des Vorſtandes, auf der Tagesordnung
ſtehen. Außerdem ſoll mit einer bequemeren Beitragszahlung
der Verſuch gemacht werden. Es iſt darum Pflicht eines jeden
Mitgliedes, nicht nur bei anderen zu agitieren, ſondern vor
allen Dingen erſt ſelbſt ſeine Schuldigkeit zu thun. Auch in
Mühlberg muß es nun heißen: „Der Worte ſind genug ge
wechſelt, nun laßt uns endlich Thaten ſehen!“

Oder ſoll die Verſumpfung noch weiter um ſich greifen
Hat die wirtſchaftliche Kalamität Euch Arbeiter noch nichts
gelehrt? Oder fehlt Euch die Kraft, mit aufgerichtetem Kopf
für beſſere Verhältniſſe thätig zu ſein? Die größte Thorheit
iſt es wohl, wenn ein Arbeiter ſich ſelbſt und andere über ſeine
wirkliche Lage täuſchen will. Darum erſcheine ein Jeder
nächſten Sonnabend im Elbſchloß-Reſtaurant.

Briefkaten der Redaktion.
S. N. Das Lehrverhältnis kann ſofort gelöſt werden, wenn

kein ſchriftlicher Lehrvertrag vorliegt (8 127 d der Gewerbe-
Ordnung). Einen Schadenerſatzanſpruch kann der Meiſter auch
nicht ſtellen, wenn der Lehrvertrag nicht ſchriftlich abgeſchloſſen
s 127 t der Gewerbe -Ordnung). Gegen die Arbeitgszeit iſt in

Handwerksbetrieben nichts einzuwenden.
J. Gl. Nur während der Kharwoche kann der Ball ver-

boten werden. Der Amtsvorſteher kann den Ball nur verbieten,
wenn derſelbe als öffentliche Tanzluſtbarkeit angeſehen wird.
Geſchloſſene Vereinsvergnügungen bedürfen der polizeilichen
Genehmigung nicht, nur der Wirt muß der Polizei von dem
Stattfinden des Vergnügens mindeſtens 24 Stunden vorher
Anzeige machen.

M. P. 200. Wenn vierteljährliche Kündigung ausgemacht,
gilt dieſelbe auch für Sie und können Sie nicht monatlich
tündigen. Bleibt der Mieter mit 2 Zahlungsterminen im Rück-
ſtande, ſo kann der Vermieter das Mietsverhältniß ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfriſt kündigen. Die Kündigung
iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mieter den Vermieter befriedigt,
bevor die Kündigung erfolgt.

Hirſch. Wenden Sie ſich mit Jhrer Beſchwerde an die
Preßkommiſſion. Vorſitzender iſt Genoſſe Paatzſch, Glauchaer-
ſtraße 49).

R. L. R. Die fundierte Schuld des Deutſchen Reiches be-
trägt 2297 950 Millionen Mark, die ſchwebende 80 120 Millionen
Mark. Frankreich hat 30055 398 Millionen Franks, England
491 931 Millionen Pfund Sterling oder 9838 620 Millionen
Mark. Unter fundierter Schuld verſteht man die Reichs-
anleihe, unter ſchwebender das uneinlösbare Papiergeld und
die Schatzanweiſungen.

Standesamtliche Nachrichten
Hoalle (Süd, Steinweg 2), den 22. Januar.

Aufgeboten Schloſſer Kunze und Pauline Hauguth
(Langeſtraße 9 und Mühlberg 11). Oberkellner Ludwig und
Agnes Köhler (Halle a. S. und Fraureuth). Heizer Ebert und
Emma Kellner (Oberröblingen und Gräfenroda). Arbeiter
Becker und Bertha Richter (Groß-Dölzig). Fleiſcher Winkel-
mann und Emma Wolter (Schackensleben und Schnarsleben).
Arbeiter Mitſchke und Minna Stöhr (Weißenborn).

Eheſchließung Kaufmann Wittſchonke und Helene Herz
(Bruckdorferſtraße 9. und Mühlberg 1).

Geboren Geſchirrführer Wiehe S. (Forſterſtraße 35).
Schuhmachermeiſter Schliebe S. Glauchaerſtraße 23). Boten
Richter S. (Mittelſtraße Schloſſer Schübel T. (Lerchen-
feldſtraße 6). Bäcker Fiſcher S. (Schülershof 12). Arbeiter
Wolf S. (Schloſſerſtraße 12).

Geſtorben Witwe Zerner, 68 J. (Klinik). Monteurs
Thieme S. 3 J. (Thüringerſtraße 25). Schneiders Herden S.,
4 Mon. (Merſeburgerſtraße 30). Penſ. Weichenſteller Brendel,
63 J. (Schwetſchkeſtraße 15). Arbeiter Schumann, 60 J.
(Grünſtraße 5/6).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 22. Januar.
Aufgeboten Hoboiſt Opitz und Elfriede Gramiſch

(Göbenſtraße 20). Reſtaurateur Born und Anna Weber
(Schillerſtraße 29).

Eheſchließung
Höhndorf (Harz 27). S

Geboren: Schloſſer Kuhfuß T. (Körnerſtraße 59). Buch-
halter Heinrich S. (Körnerſtraße 46). Arbeiter Bahn T.
(Oppinerſtraße 11). Geſchirrführer Schlegel S. (Advokaten-
weg 20).

Verantwortlicher Redakteur:

Konditor Deutſchmann und Martha

Wilh. Swienty in Halle.

Deutſchen Kaiſer
7 eVerſammlung.

1. Vortrag. 2. Geſchäftliches. 3. Ver
ſchiedenes. Gäſte freien Eintritt. eZu dem am Freitag den 24. Januar statifindenden

Cinweihungs Konzert und Ball
lade ich meine werten Gäste ergebenst ein und bitte um zahlreichen Besuch.

Ed. Bubke.òCettin.

S. V. Kux Peſtaur. z. Terraſſe,
Böllbergerweg 23.

Freitag den 24. Januar
gr. Schlachte-Fest. Stein und Glasmärbel,
Hierzu ladet erg. ein

Wiederverkäufern
empfehlen z. Frühjahrs-Saiſon

Gummibälle,

Max Stejskal.Der Vorſtand.

Das Noſelthal. Gottronaniiſch

e r ſtd gen
Spezialität: Brühwürstfohen.

Empfehle den Herren Reſtaurateuren:
Regensburger, Jauerſche, Reichs
und Wiener Würſtchen. iRerm. Zrodthuhn, Wurstfavrik Ranges Neue Gartenlaube, I Reilſtr. u. Wuchererſtr. -Ecke.

Große Brauhausſtraße 29.

m 0. Grosses Restaur., e hen

W. Harings Restaurant, t ine ahnteWelt 7 Panoram a. S 5.
Freitag den 24. Januar

Schnachtefeft Halle, Leipzigerſtr. 54.
wozu freundl. einladet D. O

Holz-Kreiſel u. -Keifen,

Preisliſten koſtenfrei.

Adler Co.großes

Kurz u. Galanterie- Waren en gros.
Zeitz, Poſaerſtraße.

Hackebornſtr.

Vrettag Sunnghemm, S r Fernſprecher 1081.
71 f ſto terſent. Vorstenland Zigarre,

Sonntag gr. humoriſtiſche Preis 10 Stück 50 Pfg.,Unterhaltung. 100 Stück 4.50 Mk. 2542Hierzu ladet frdl. ein D. O. g Nur bei c v 9 u
Fritz Grimm, J abhanden gekommen. Gegen gute

Fernſtr. 1972. Belohnung abzugeben in der Ex
l Schönftes Familien- Lokal.

Sonnabend den 25. Jan. abds 8 Uhr
Ceſangs-humoriſtiſchtheatraliſche

e

Heiterer Blick Zeit Rin Felſenkeller, Zeit

„Sängerluſt“, Zeitz
Reichhalt. n. abwechſelndes Programm.
Nachdem findet ein Tänzchen ſtatt.
Hierzu ladet höflichſt, ein
Das Qugrtett. X. Schöneich.

Freitag D. Schlachtefeſt. Donnerstag Schlachte Feſt.
Wiin. Hitzaehke., Zeit, Kalkſtr. 23.Thelle, Zeitz, Schützenſtraße.

Freitag, Sonnabend u. Sonn-
tag den 24., 25. u. 26. Jan.

Bockbierfeſt,
Abendunterhaltung ff. Bockwürſtchen. Mützen und Rettig

e Mifwir s humor. Quart gratis. Hierzu ladet freundlichſt einunter Mitwirkung des humor. Quartett Hermann Heymann.

Freitag
Schlachte- Feſt.

O. Sorge.
Kapelleng. E. Unterbg.

ff. Freoberger und ff. RönchshoferBier.Schönes Vereinszimmer. Neu
Gottlob Foffmann.

Restaurant Richard
Kratzfils, Zeitz.

Sonnabend und ockb ladet zum

ergebenſt ein

J. V. A. Zräutigam.
Freitag Schlachte Feſt.

Vranz Heilmann,

Ergebenſt

Soeben erſchien:

Krach Kriſis
Arbeiterklaſſe.

Von Georg Bernhard.
Preis 30 Pf.

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
Geiſtſtraße 2 l. Walatinsty für ſeine Troſtesworte am

Ceinbibliothek

pedition.

i welche die Drechsler-Iwei lehr linge, profeſſion erlernen

wollen, können nächſte Oſtern in die
Lehre treten bei Robert Gungeher,
Drechslermeiſter, Teuchern

Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe meineslieben unvergeßlichen Mannes unſers

Preis 30 Pf Vaters ſagen wir allen Verwandten
u. Bekannten und allen, die ihn während

ſeiner beſucht haben für die
reichen Kranzſpenden unſern herzlichſten
Dank. Dank Herrn Hilfsprediger

Neu!

Grabe.
Die trauernde Witwe

Zeitz, Nikolaiſtraße 6. Merſeburgerſtraße 43, Papiergeſchäft. Marie Heinrich nebſt Kindern
r r
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